
widerruflich Halt zu machen. Sie darf mit ihren Begriffen jene 
Grenzen nicht überschreiten, die auch die bü rgerlich  Gesell
schaft in der Wirklichkeit nicht überschreiten kann, ohne sioh 
selbst aufzuheben. Ihr letztes Wort, -die große allumfassende 
Synthese, in der alle Gegensätze endgültig aufgehoben sind oder 
doch aufgehoben werden können, ist der Staat Gegenüber die
sem bürgerlichen Staate der in seiner vollständigen Entwicklung 
die vollständige Erfüllung aller bürgerlichen Interessen, und 
infolgedessen auch das letzte Ziel des bürgerlichen Klassenkamp
fes darstellt, gibt es eben darum auch für das bürgerliche Be
wußtsein keine dialektische Antithese, keinen unversöhnlichen 
Gegensatz mehr. Wer sich zu dieser absoluten Erfüllung der 
bürgerlichen Idee dennoch praktisch und theoretisch in G egen
satz stellt, tritt aus dem geheiligten Kreis der bürgerlichen vWelt, 
er stellt sich außerhalb des bürgerlichen Rechts, der bürger
lichen Freiheit und des bünjerlichen 
außerhalb aller

Friedens, und also auchbünjerli
bürgerlichen Philosophie und Wissenschaft. Man 

versteht, warum für diesen bürgerlichen Standpunkt, der die
heutige bürgerliche Gesellschaft für d ie allein denkbare und 
mögliche Form des gesellschaftlichen Lebens der Menschheit 
vorsieht, d ie „idealistische Dialektik“ Hegels, d ie  in der Idee 
des bürgerlichen Staates ihren ideellen Abschluß findet, die allein 

‘  liehe und allein denkbare Form von Dialektik darstellen
mu

Dagegen gibt e s  ebenso begreiflicherweise diese „ideali
stischeDialektik" der bürgerlichen Klasse nicht mehr für jene 
andere Klasse innerhalb der heutigen bürgerlichen Gesellschaft, 
die „unmittelbar durch d ie  nicht mehr abzuweisende, nicht mehr 
zu beschönigende, absolut gebieterische N ot —  dem prakti
schen Ausdruck der Notwendigkeit —“ zur Empörung gegen 
diese gesamte bürgerliche W elt und ihren bürgerlichen Staat 
getrieben wird, da sie  in ihrem gesamten materiellen Lebens
bedingungen, m ihrem ganzen materiellen Sein selbst schon 
die förmliche Antithese, den absoluten Gegensatz zu { dieser 
bürgerlichen Gesellschaft und ihrem bürgerlichen Staat real 
darstellt. Für diese durch den inneren Mechanismus der Ent
wicklung des Privateigentums selbst, durch „eine von ihm un
abhängige, bewußtlose, wider seinen Willen statttindende, durch 
die Natur der Sache bedingte Entwicklung", innerhalb der 
bürgerlichen Gesellschaft erzeugte Klasse, der ihr revolutionäres 
Ziel und ihre revolutionäre, geschichtliche Aktion „in ihrer eige
nen Lebenssituation, wie in der ganzen Organisation der heuti
gen bürgerlichen Gesellschaft sinnfällig, unwiderruflich, voige- 
zeichner ist, folgt aus dieser ihrer gesellschaftlichen Kla»«:iilègc
heraus mit der gleichen Notwendigkeit auch die G eltung einer 
neuen, revolutionären, nicht mehr bürgerlich-idealistischen, son
dern proletarisch-materialistischen Dialektik. Denn die „idea
listische Dialektik" und „Armut“ nur „ln der Idee", nämlic^ in 
der Idee des reinen, demokratischen, bürgerlichen Staates aut- 
zuheben, so daß also diese „ideell" aufgehobenen Gegensätze 
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auslachen oder vor E kel anspucken soll. Der zw eite Referent, 
ein gew isser  L essig. versuchte im Namen der BL. der KPD. 
M itteldeutschlands, d ie  dreckige W isch e  dieser Partei wieder  
in ein b esseres Licht zu  stellen, w a s vorbeigelanj-. da sich  
dieser  Schmutz bis ins Innerste d ieser Partei zieht. Er ver
suchte auch die N iederlage zur Betriebsrätewahl im Leunawerk  
zu bemänteln. Der Schuldige w äre nicht die Politik der Partei, 
sondern der Terror der Direktion. Nachdem sich auch diese  
„Größe“ ausgeschleim t hatte, begann d ie  Diskussion. Als erster  
sprach ein KPO.-Stadtverordneter. der sich gegen die Vor
w ürfe eines hiesigen SPO .-Blättchens wehrte. Nach ihm erhielt 
das W ort ein G enosse der KAP.. der in kurzen W orten den  
w ahren Inhalt d er Republik kennzeiohnete und darauf hinw ies, 
daß d as Proletariat sich neue W affen schaffen muß. nämlich 
die Betriebsorganisation im Kampfbündnis m it der Partei. Er

zeig te  Serner an verschiedenen Beispielen auf, daß alle Parla
m ente sow ie auch die freigelben G ew erkschaften, da si»  
Institute der kapitalistischen G esellschaft sind, für die Arbeiter 
nichts machen können und deshalb für den Kampf der Arbeiter-’ 
schaft nicht in Frage kommeft. da  der Kampf zu ihrer B e
freiung nur ihr eigenes W erk sein kann und muß. In den 
letzten Versammlungen ist e s  unseren Diskussionsrednern  
nie gelungen, auf Grund des gem einsten Terrors zum Wort 
tax kom m en In dieser Versammlung w ar e s  anders. Es zeigt 
sich, daß ein Teil der Halleschen Atheiterschaft anfängt, sich 
zu besinnen. Wir aber als Arbeiterkommunisten rufen den 
Arbeitern Halles zu: „Gebt den Sozialdem okraten Amster
damer und Moskauer Richtung den wohlverdienten Fußtritt 
Arbeitet mit uns. auf das Halle wirklich werde das rote 
Herz M itteldeutschlands.

H c tric b  u n d  W irtschaft

Aas «er ArkclWcMHdMn
Oer Vorsitzende des BVG.-Betriebsrat, Freyer, 

durch das Arbeitsgericht abgesetzt!
ifeber den Antrag der Verkehrs-A.-Q. auf Am tsentsetzung 

d es Vorsitzenden d e s  Arbeiterrats F reyer (KPD.) verhandelte 
das Arbeitsgericht am  25. März nochmals. W ie erinnerlich, 
wurde bereits im vorigen Termin 'festg este llt  daß Freyer in 
einer Betriebsversam m lung eine Entschließung annehmen ließ, 
in der u. a. gefordert wurde: H erabsetzung der G ek ilter der 
D irek teres und leitenden Angestellten anf 50* 'M k. monatlich. 
Entlassung d es D irektors Brolat und der anderen Direktoren, 
w elche „die M ißwirtschaft bei der Verkehrs-A^G verschuldet 
haben**.

D as G ericht beschloß die Amtsenthebung F reyers, weil er 
die erwähnte Entschließung zur Annahme gebracht und dadurch 
seine Pflichten verletzt habe, denn er habe w issen  müssen.’ daß 
die in der Entschließung aufgestellten Forderungen nicht durch
führbar seien und daß das Verlangen nach Absetzung der Direk
toren nicht zu den Aufgaben d e s  Arbeiterrats gehöre. Diese

zu m

A  u s  d e n  S c s M c n

Zw ecke d e r politischen Propaganda geste llt E s sei niemandem
v erw eh rt politische Anschauungen zu betätigen, aber ihre P ro
pagierung in Betriebsversam m lungen nnd ArbeÜerratssitzangen 
verstoße gegen das B etriebsrätegesetz.

Also trotzdem  das G ericht u n terste llt daß die Forderungen 
nicht ernst gem eint gew esen  seien , beschließt e s  Amtsent-

u i u v w i i ,  '  ”  ,  ,  \ v > -  I I - - 1 . 1 ___ ____________ ■ .  v  .  I l C l / U l l g :  UiC O C I C K Ï L U d l l ,  U I C  U 1 C  L i l I M . U 1 I C U U I 1 K  d l l l l d l l l l l .  s u t u u
in der „materiellen gesellschaftlichen Uirkhdikeit^ u n g el^ t f o r t  ^  doch hinter ihrem B etr ieb sra t Die B elegschaft kann also  
bestehen und hier an Umfang und Scharfe sogar fortwährend 
zunehmen. Dagegen besteht umgekehrt das Wesen der neuen 
„materialistischen Dialektik" der proletarischen Klasse darin, daß 
sie  den materiellen Gegensatz zwischen dem bürgerlichen Reich
tum“ Kapital“) nnd dem proletarischen Elend unter Auf
hebung dieser bürgerlichen Klassengesellschaft und ihres bürger
lichen Klassenstaates in der materiellen Wirklichkeit der klassen
losen, kommunistischen Gesellschaft real aufhebt. Die mate
rialistische Dialektik bildet daher die notwendige methodische 
Grundlage für den „wissenschaftlichen Sozialismus“ , als den 
„theoretischen Ausdruck" des geschichtlichen Befreiungskampfes 
der proletarischen Klasse.

Stillegungen und Entlassungen. \  _
D ie zur Stumm-Gruppe gehörende G ew erkschaft „Minister 

Achenbach" in Dortmund hat den Antrag auf StiHegung der  
Schachtanlage IV gestellt und um GenehqilKung der Kündigung 
von 25M  B ergarbeitern zu kn 15. April nachgesucht

In einer Versammlung von Vertretern der B ergw erks-  
gesellschaft Diergardt-M evissen und d es B etriebsrats der in 
Duisbung-Neuenkamp liegenden Schachtanlagen der G esellschaft 
erklärte die Verwaltung, daß s ie  am 1. April 300 A rbeitern znm 
15. April wegen Absatzschwierigkeiten kündigen müsse.

Nach der R. F. hat d ie Siem ens-Direktion die Stillegung  
des W ernerw erkes mit einer Verkürzung der Sperrfrist von  
vier W ochen auf 14 Tage mit der Begründung beantragt daß 
angeblich von  deT P ost keine Aufträge mehr eingelaufen seien .

D ie Generaldirektion der Mannesmann Röhrenwerke  
schränkt den Betrieb auf ihrem Röhrenwerk in Rath bei 
Düsseldorf ein. S ie hat inzwischen Antrag auf Entlassung von  
rund 400 Arbeitern gestellt.

Arbeitslosenflut in USA. •
Die G ewe rkschaften übe rschw e mme n eurae it Re gie rung,

■alle a  s.
Der 6. Mfirz in Halle.

Der internationale Arbeitslosentag hat hier in der Hochburg 
der KPD. trotz wochenlangem  hysterischem  Gebrüll im 
JClassenkampf“ zu einem Fiasko geführt Der Parole, die  
Betriebe um 15 Uhr zu verlassen und geschlossen nach dem  
Markt za dem onstrieren, wurde von keinem B etriebe Folge  
g e le is te t  Die E rw erbslosen se lb s t  d ie in einer Zahl von  
11000 Mann vorhanden sind, ließen auf Grund der ew igen  
Parolenschustereien die „Revolutionäre“, der Lerchenfeld- 
straße unter sich. Auf dem  Marktplatz und in den umliegenden  
Straßen hatten sich immerhin einige hundert Demonstranten  
und Neugierige eingefunden. Die Schupo versuchte natürlich 
mit den brutalsten Mitteln, die Straßen zu säubern. W a s diesen  
Kosaken vor die Finger kam. wurde mit dem Gummiknüppel 
niedergeschlagen oder verhaftet D ie Inhaitierten wurden 
tagelang festgehalten und w ie  Vieh behandelt. In dem  Arbeiter
vorort Ammendorf ging die Polizei so  rigoros vor. willkürlich 
auf harmlose Passanten zu schießen, so  daß zw ei von der 
Arbeit kommende Familienväter ihr Leben lassen mußten. 
Gegen das brutale Vorgehen der „Schutzpolizei" setzten  sich 
an verschiedenen Stellen  die Arbeiter zur W ehr. Aber es  
zeigte sich bei allen Auseinandersetzungen die richtige Organi
sierung: E s fehlt die Organisation der B etriebe. W o aber 
waren die Stoßtrupps, die sich in allen Erwerbslosenversam m 
lungen so  stark fühlten gegen die Arbeiter der KAPD. S ie  
glänzten durch Abwesenheit oder waren sehr klein laut

Die Mehrzahl der Proleten folgt nicht mehr den Parolen  
der KPD. S ie  haben b is auf einen Betrieb auch nicht die 
Parole d e s  M assenstreiks b efo lg t zu d em .d ie  KPD. anläßlich 
d es M ordes an den beiden Arbeitern aufgerufen hatte.

Die Aktion d e r  KPD. w ar ein Schlag ins W asser. W elche  
Schlußfolgerungen zieht der Arbeiter aus diesen putschistischen  
M anövern? Er glaubt KPD. und Kommunismus ist eins, kehrt 
der revolutionären kommunistischen Bew egung den Rücken, 
v erzw eife lt versinkt in P assivität und wird indifferent Aber 
die Arbeiterschaft kann und darf sich nicht ihrer historischen 
Aufgabe entziehen, will sie  nicht vollends untergehen in der 
Barbarei. D ie Arbeiterm asse kann nicht flüchten. S ie ist da. 
sie  leidet Hunger und Kälte und sie  wird sich fragen: „Soll 
ich sterben ohne Kampf?“ S ie  werden unseren W eg  
marschieren. Die t*arolei „A8“e  Macht den R äten wird  
Fleisch und B lut werden. Darum reiht euch ein in d ie röte 
Front der KAP.

Polizeiterror und Proletariat!
Am Donnerstag, den 13. M ärz, fand im Volkspark in 

Halle a. S . eine öffentliche Versammlung der „Roten Hilfe 
Deutschlands. Ortsgruppe HaHe“. statt unter dem  oben ge
nannten Thema. T rotz des aktuellen Themas, w aren doch 
erst ein paar Tage vorher zw ei Arbeiter durch d ie  Sipo 
erm ordet worden, war d ie Zahl der Versammlungsteilnehmer 
sehr gering. W o sonst Tausende waren, müßten jetzt Hunderte 
denselben Zweck erfüllen; es zeigt sich jetzt immer mehr, 
daß die M assen ,der KPD. immer mehr die Gefolgschaft ver
sagen. D as Traurige an der ganzen Geschichte ist nur. daß 
die ehem aligen Anhänger der KPD. diese Partei mit dem  
Kommunismus verw echseln und in ihrer Verzweiflung ins Lager 
der Indifferenten odéV sogar Nationalsozialisten »hinüber
wechseln. Nach einer Iwraen Ehrung der Märzopier ergriif 
der Vorsitzende Härtel das W o r t Sein Referat w ar ein 
Sammelsurium von hohlen Phrasen, w ie  man sie im m er wieder 
hören kann. Lim eine Stelle  herauszugreifen: Er versuchte den 
Anwesenden klar zu machen, daß d ie  Sipos ja auch Arbeiter 
w ären und man sie für ihre Taten nicht verantwortlich machen 
könnte, da  s ie  doch nur von den Offizieren mißbraucht würden. 
B ei solchen Aaslührungen weiß man n ich t ob man den Redner

wählen.« sov ie l sie  lustig i s t  w enn der Betriebsrat dem  Unter
nehmen nicht g e fä llt  wird er durch d as Gericht a b g e se tz t  Das 
ist der W esensinhah d es B etriebsrätegesetzes.

D ie ß .  V.-G. ist nicht nur ein kapitalistisches Unfetnehmen,-
VAriircQoht Hiir '̂h pina“vltll b a U I H  U U I V . Ü  v M I C

Wirtschaft im w ahrsten 'S inne des W ortes (Häuserspekulation, 
Riesengehälter leitender Beam ter u s w )  müssen von den Ber-p 
liner Steuerzahlern, von den Arbeitern also, getragen werden. 
W er nun das Verbrechen b eg eh t für d ie Interessen der Ar
beiter und Steuerzahler einzutreten, wird durch das Arbeits
gericht zum Teufel g e ja g t  Auch d as entspricht dem Inhalt des 
B etriebsrätegesetzes. Zu den Pflichten der Betriebsräte ge
hört aber. ..den Betrieb vor Erschütterungen zu bewahren“ und 
..für d ie W irtschaftlichkeit d e s  B etriebes zu sorgen“,  natürlich 
nicht aüf Kosten der Direktoren mit 72000 b is 300000 Mark 
Jahresgehalt. sondern auf Kosten der Arbeiter mit 60 Pfennig 
Stundentohn.

Um diese Betriebsratsposten vergeudet d ie KPD. die ganze  
Kraft der Arbeiterschaft und deren sauer verdiente Groschen 
dazu. W ürde es nicht wirksamer sein, w enn man die B eleg
schaften betriebsw eise zusam m enschließen würde, um so  durch 
gem einsam e Solidarität der B etriebe Forderungen durchzu
setzen?

Das Berliner Arbeitsgericht ffir Ohrfeigen.
Die Konzertpianistin Grutit gab ihrer Hausangestellten zw ei 

Ohrfeigen, w a s vor dem  Arbeitsgericht durch Zeugen bestätigt 
wurde. D a s Arbeitsgericht entschied:

„Die Ohrfeigen w aren  nicht von so  erheblicher Bedeutung, 
daß f ie  Klägerin berechtigt gew esen w äre, desw egen (He 

A rbeit zu verlassen.**
Mit ihrem Anspruch auf Schadenersatz w egen  berechtigter 

fristloser Aufgabe der Arbeit wurde die Klägerin abgewiesen.
D ie Zeit ist nicht mehr so  fern, w o  die. Arbeiter in den 

Betrieben auch w ieder ihre Ohrfeigen bekommen —  wenn sie 
so weiterschlafen in ihrer G ewerkschaftsdisziplin.

j Schwerkapital droht mit Lohnherabsetzung.
Das Stahlwerk. Becker A.-G. gibt folgenden Ukas bekannt:
1. Dié Werkleitung verpflichtet sich, die sämtlichen Betriebs

teile des Stahlwerks Becker A.-G. in Willich und Linn für die 
Dauer von zwölf Monaten weiter im Betrieb zu halten, und 
zwar in den einzelnen Fabrikationszweigen in etwa dem gleichen 
Umfange, wie die gesamte deutsche Eisenindustrie beschäftigt ist.

2. A lle nicht unbedingt erforderlichen Angestellten und
Arbeiter sollen nach Anhörung der Betriebsvertretungen ent
lassen werden. v

3. Unter Aufrechterhaltung der tariflichen Grundlöhne, bei 
Akkordarbeit einschließlich der tariflichen Akkordzuschläge (15 
Prozent), werden von der Werkleitung unter Anhörung der Be
triebsvertretungen in den einzelnen Betrieben die Verdienste 
einer Herabsetzung unterzogen. Ebenso die Verdienste der An-

ltenschaft. D ie geltenden Tarifverträge bleiben bis pum 
uf des Abkommens bestehen. “ —
4. D ie „Lohn- und Gehaltseinsparungen“ werden in einem 

solchen Umfange .durchgeführt, daß sich insgesamt eine Er
sparnis von rund 120 000 M im Monat ergibt. „Dabei wird es 
erforderlich sein, die z. T. sehr hohen Spitzenakkordverdienste 
wesentlich herabzusetzen."

5. Das Abkommen gilt bis zum 31. März 1931. Es ist 
frühestens zu diesem Termin mit dreimonatiger Frist kündbar. 
Effolgt keine Kündigung, so  lädft e s  von einem Vierteljahr zu 
einem Vierteljahr mit dreimonatiger Kündigungsfrist weiter.

6 . D ie Befriebsvertretungen müssen das bindende Einver-

und Behörden mit Denkschriften über das Arbeitslosenproblem  
in den Vereinigten Staaten und berechnen die gegenw ärtige  
Zahl der Arbeitslosen auf fünf Millionen. Da jedoch keine offi
ziellen Statistiken geführt werden, ist e s  sehr schw er, diese 
Angaben nachzuprüfen. —  Selbst bürgerliche Blätter schätzen  
die Arbeitslosenziffer v ie l höher. D ie Leiterin des Arbeitsdepar
tem ents im Staate N ew  York, Frau Perkins. erklärte vor einem  
Senatskom itee zur Untersuchung der A rbeitslosigkeit 3daß die  
Zustände im Staate N ew  York geradezu skandalös und nur mit 
dem  Jahre 1914 vergleichbar seien. Die Unterstütznagsgesuebe 
seien innerhalb der letzten sechs M onate nm  200 Prozent ge
stiegen. w obei Krankheits- und Spezialfälle nicht berücksichtigt

Englische Gewerkschaften empfehlen Lohnabbau!
Die W ollindustriellen von Yorkshfre beabsichtigten „zur 

Rettung der W ollindustrie“ eine beträchtlich&Lohnherabsetzung^ 
Die Gewerkschaften empfahlen den A rbeitern, dem Lohnabzug 
zuzustimmen, w ie der Abend-Vorwärts vom  25. März m itte ilt 
Die Arbeiter lehnten das mit einer Riesenm ajorität ab. Es 
stimmten 72,1 Prozent der G esam tbelegschaften dagegen, 21,2 
Prozent dafür und 6,7 Prozent stimmten nicht mit ab. Die Ma
jorität beträgt also rund 85 Prozent. Es kommt wahrscheinlich 
zur Aussperrung von 200 000 Arbeitern.

ständnis mit obigen Maßnahmen durch Unterschrift jedes ein
zelnen Betriebsangehörigen (Arbeiter und Angestellte) bis zum 
31. März d .J . bei der Werkleitung nachweisen.

7. Bedingung für das Inkrafttreten des Abkommens ist, 
daß bis zum gleichen Termin die beiderseitigen Tarifkontra- 
henten, nämlich Gewerkschaften und Arbeitgeberverband, dieses 
Abkommen anerkennen und durch schriftliche Erklärung bil
ligen.

Becker beabsichtigt stillzulegen, falls die Arbeiter und G e
werkschaften' das Diktat nicht akzepftetm.— D e r  Angestellten
rat hat sdne Zustimmung schon gegeben. Becker wird na
türlich vorgeschickt. G elingt es. folgen anc 
nach. — -r —

Tgen andere Werke einzeln

_____ Wissel bebt die Krisenffirsorge auf! *•
Der Reichsarbeitsminister hat durch Erlaß vom  21. März 

1930 für die B erufe und G ew erbe, in denen eine berufsübliche 
Arbeitslosigkeit einheitlich für das ganze Reichsgebiet aner
kannt i s t  das Ende dér berufsüblichen Arbeitslosigkeit lür den 
W inter 1929-30 auf den Ablauf des 29. März 1930 festg ese tz t

Warna*
Der nebenstehend ab

gebildete u n g a r i s c h e  
Schw indler und angeb
licher Flüchtling

P a u l  K o l o c z  
alias P a u l  K o l l o s c h ,  
nennt sich auch L aslo  
Schujock. Felix Klein. Fe
lix  K avacs aus Ungarn, 
Stipic Stanko Franz aus 
Jugoslavien.

Vermutlich verkom me
ner Intellektueller oder 
früherer ungarischer Offi
zier, gibt sich darum als 
Lehrer, Zahntechniker, 
Journalist und ähnliches 
aus. Alter ca. 35 Jahre 
(1696), 1,70 m «roß, dunk
le s  Haar, e tw a s Glatze 
und vornübergebeugt ge
hend.

Beschwindelt und bestiehlt se it 1925 G enossen, w elche ihn 
aufn^hmen. p r o l e t a r i s c h e  O r g a n i s a t i o n e n  in Frank
reich, Deutschland und Oesterreich.
, Verfertigt selbst A usweise auf gestohlenen Briefbogen der 

verschiedensten Organisationen und versieht dieselben mit 
falschen Stem peln und Unter«~*’riften.

Gewerkschaften und syndikalistische Organisationen w er
den mit den entsprechenden Aufgaben angepaßten A usw eisen  
geschröpft und durch Abstempelung über erhaltene Unter
stützung «laubwürdiger gesta ltet

Beruft sich auf bekannte führende G enossen aller Lander.
Kolocs befand sich April 1928 in Berlin, O ktober-Novem ber 

1929 in Haft in. O esterreich und wurde nach Deutschland ab- 
geschoben. S e it Dezem ber 1929 und im Januar 1930 in Berlin 
von neuen Schw indeleien und leichtgläubigen G enossen gelebt 
und ist er mit Hinterlassung von  großen Schulden bei A ibeits- 
losen verschwunden.

Adresse der Mutter: Emma Kolocz, B u d a p e s t ,  P a l-

** Zentralvorstand der Roten Hilfe Deutschland. 
Abteilung Emigration.

Achtung! -  3. B ezirk. Achtung!
Zwei V ortragsabende über das Kommunistische Manifest. 

Erster Abend am 7. April 1930. abends 7,30 Uhr. im Lokal von  
Cladow, MalplaquetstraBe 24. . .

Am ersten Abend... werden behandelt; G eschichtliches b is  
zum Manifest, Entstehung d e s  M anifestes, B ourgeoisie und 
P roletariat

G ä s t e  w i l l k o m m e n !

^ l l e  Freitag, abends 7-30 Uhr, 
G e b a u e r ,  W allstr. 62, d i e ^ t  
Partei und Union statt

N o w a w e s ,
ffnder 

unl
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Telefon: Morttzpiatz Nr. 7B Ä

ll.Jah rg  Nr. W
Preis 1» PL

Organ der K o m m u n istisch en  Arbeiter-Partei Deutschlands

um kos neu
G an z  sch m erz lo s , ü b e r  N a c h t  h a t a n  ^ h  ” h<>hen 

Hanse d.e R ^ _ a ^ e w e ^ h s e  . ^  e rnah ^
drä letzten.W ah le n

IR ech n u n g  fü r  d a s  ^ t a H b a d “

k r H r d e n . S f S T v « A U  d e r  P ro d u k tio n  b is  -

i f t Ä u S — de™fib e r d ie sen  „W illen“ h in w e g z u ^ U e n ; d ^ n n  j b e r  d

" ü e r  'S ta a ts -
e s se n  d e s  V a te r la n d e s  * . Id ea le , a n  dem !
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Sie benutzte dabei die er%te sich bietende Gelegenheit, sie als Schicht von absolut geringfügiger- Bedeutung
die ihr einen günstigen Abschluß lieferte, bei dem sie sind. Je  stärker die Krise wächst, um so  heftiger ist auch  -------  —  —z— - , , . t Q .
scheinbar als Kämpferin für die Rechte der A rbeiter- J der Ansturm des Kapitals gegen die Arbeiterschaft. D as'R entenpsychose bezeichnet wurde, ist von a e r  5>ozial-
schaft mit heroischer Geste aus der Koalition ging. 
Dieser Austritt w ar keineswegs freiwillig. Die Deutsche 
Volkspartei arbeitete bewußt zusammen mit dem Zen
trum daraufhin, sofort nach der Annahme des Young- 
Plans den Bürgerblock wieder aufzurichten. Hindenburg 
hatte bewußt durch seine Kundgebung den Young-Plän 
heiliggesprochen. D as ^Eintreten für den Young-Plan 
w ar also nach der Entscheidung von Hindenburg kein 
V errat mehr an d er nationalen Sache.

Die Stellungnahme Hindenburgs w ar auch bewußt 
auf das Ententekapital eingestellt. Sie -sollte ihm die 
Sicherheit geben, daß auch eine nationale deutsche Re
gierung als Nachfolgerin des sozialdemokratischen E r
füllungskabinetts Hermann Müller den Young-Plan achten 
würde. D er Aufruf Hindenburgs w ar eine bewußte Vor
bereitung für den Sturz des Kabinetts Müller. Diese Ab
sicht geht auch aus der Tatsache hervor, daß das deutsch
polnische Abkommen erst nach längerem Zögern und 
unter der Bedingung eines besonderen Ostprogramms 
vom Reichspräsidenten ratifiziert wurde. Das Ostpro
gramm w ar das Signal zur Anmeldung der W ünsche der 
Landwirtschaft, des ostelbischen Großgrundbesitzes. 
Jeder politische Laie wußte, w as diese Anmeldung zu 
bedeuten hatte. Die AufroUung der angeblichen land
wirtschaftlichen Krise bedeutete das Verlangen nach 
neuen landwirtschaftlichen Zöllen, n ad t neuen landwirt
schaftlichen Subvenitonen. Die, Sozialdemokratie hatte 
schon ungeheure Zugeständnisse dem Agrarkapital ge
m ach t Es w ar kaum  anzunehmen, daß sie bei d er rie
sigen E r werbslpsenziffer, bei dem dauernden Sinken des 
Reallohnes nod i w eitere Belastungen der Lebenshaltung 
der Arbeiterschaft auf sich nehmen konnte, ohne be-

i Kapital kann in dieser Krise nicht mehr das langweilige 
i System  der Kompromisse gebrauchen. Es hat eindeutige 
Entscheidungen mit sofortiger W irkung notwendig.

Die Krise erfordert au f' Seiten des Kapitals brutale 
, rücksichtslose D iktaturen. Die Frontkämpfergeneration 
erscheint dem Kapital als die geeignete Führung. Brü- 

1 ning mit E.K. 1. und II., Kapitänleutnant Treviranus und 
der Vorsitzende des Reichslandbundes Schiele sind das

An alle Ortsgruppen. 

Die Nr. 17 (Mainummer) der KAZ. erscheint in be
sonderer redaktioneller Ausgestaltung mit roten Kopf
druck in erhöhter Auflage. Alle Ortsgruppen, welche 
mehr benötigen, müssen diese rechtzeitig bestellen.

' S

zehntelanger Arbeit aufgebaut haben, glatt hinnehmen. 
Gerade die Sozialversicherung, die von Schacht als

vom Reichspräsidenten persönlich ausgewählte Drei
gespann. Selbst der V orw ärts bezeichnet sie als die 
„Lieblinge Hindenburgs“, als seine Vertrauensleute, 
denen er bereits die Vollmachten aus Artikel 48 der 
Reichs V erfassung  zugesichert hat. Treviranus erklärt; 
Die neue Regierung kann sich durch Mißtrauensvotum 
oder parlamentarische Niederlagen vor Ablauf der Sa
nierungsarbeit nicht von der Erfüllung ihrer Pflichten ab
halten' lassen. Neuwahlen sind nur ein Risiko für die 
Parteien, nicht aber für die Reichsregiérung, die mit dem 
Notstandsartikel der Verfassung die praktische Arbeit 
fortführen w ürde. Diese Erklärung besagt ganz trocken,

demokratie als Sicherung gegen eine revolutionäre Ein
stellung der Arbeiterschaft aufgebaut. Die Beherrschung 
dieses Apparates w ar für sie bisher die stärkste Stütze 
in ihrer gesamten Politik.

Die Sozialdempkratie und die Gewerkschaften w er
den deshalb nicht etwa revolutionäre Kämpfe führen. Sie 
können aber genug Kräfte mobil machen, um d er Regie
rung erhebliche Schwierigkeiten zu bereiten. Dié aus 
dieser Situation entstehende revolutionäre Stimmung der 
Arbeiterschaft wird sie auszunutzen suchen. Die Ver
schärfung der Klassengegensätze soll auf das Kapital 
einen Zwang zur Wiederherstellung der Arbeitsgemein
schaft ausüben. Als Retter in der Not wollen sie wieder 
.für das Kapital einspringen. Sie haben den Burgerblock 
in den Sattel gehoben und glauben, ihn durch parlam en
tarischen oder Wahlkampf wieder ausschalten zu  kön
nen. Sie begreifen nicht, daß die Krise des Kapitals auch 
eine Krise der Arbeitsgemeinschaft i s t  Die Arbeits
gemeinschaft w ar ein Produkt einer bestimmten w irt
schaftlichen und politischen Situation. Diese Situation 
ist endgültig vorüber._Sie wird auch nicht m ehr zurück
kehren, selbst wenn es dem Kapital wegen der passiven 
Haltung der Arbeiterschaft gelingen sollte, die Krise zu 
verschleppen. Das Kapital kann nur existieren mit rück
sichtslosester Ausbeutung der Arbeiterschaft.- Es hat 
auch in dieser Richtung ein offenes brutales Program m  
aufgestellt. Nicht die Not der Arbeiterschaft, sondern 
die Not des Kapitals ist zu beheben und zw ar durch 
Steigerung der Not der Arbeiterschaft. Dieses Proramm 
zeigt die Aussichtslosigkeit der kapitalistischen Krise. 
Erfolgsmöglichkeiten im Sinne des Reformismus sind 
nicht mehr vorhanden. Die Sozialdemokratie selbst muß

fürchten zu müssen, den letzten Rest von Geltung inner- 
halb der Arbeiterschaft zu verlieren. Damit w ar das 
Ostprogramm eine glatte Aufforderung zum Sturz der 
Regierung Müller und gleichzeitig eine Aufforderung an 
die von der Deutschnationalen Volkspartei vertretenen 
Kreise der Landwirtschaft, sich mit den übrigen bürger
lichen Parteien zusammenzuschließen, um sich die not
wendigen staatlichen Subventionen zu sichern.

Die Entstehung des Kabinetts Brüning beweist auch, 
daß diese Vorbereitung von langer Hand getroffen war. 
D ie 50prozentige Abkommnadierung zur Durchführung 
des Young-Plans seitens der den Young-Plan bekämpfen- j 
den Hugenberg-Partei ist sofort erfolgt, a ls der Young-, 
Plan bewilligt w ar. Dem deutschen Kapital ist die Aus- j 
beutung der Arbeiterschaft, wie sie mit Hilfe der Sozial- j 
demokratie erreicht worden ist, noch nicht vollständig 
genug. Es ist immer noch notleidend und entdeckt immer 
wieder, daß die Arbeiterschaft noch zuviel durch die 
sozialpolitische „W eitherzigkeit*4 des Kapitals en th ä lt 
Sein Hauptprogramm ist das Sparprogram m  an der Ar
beiterschaft. Ueberall findet es Möglichkeiten zum Ein
sparen. Krankenversicherung, Arbei^>se»Versicherung, 
Beschränkungen d er Urlaubstage, Rationalisierung der 
Betriebe ist der Inhalt seines finanziellen Notprogramms. 
Die Not des Kapitals ist wirklich groß. Es entdeckt jeden 
T ag neue Nöte, die unbedingt behoben w erden müssen. 
Das Program m  ist nicht mehr Steigerung der Akkumu
lation, sondern Beseitigung der Krise durch staatliche 
Subventionen. D as W ort Not hat einen schöneren Klang 
als die Parole „Bereichert euch“. In die Not wird nicht 
nur die Landwirtschaft einbezogen, sondern auch der 
Mittelstand, derselbe Mittelstand, den die kapitalistische 
Konzentration täglich vernichtet. Not des Mittelstandes 
ist das Schlagwort für Erhöhung der Mieten, denn der 
M ittelständler par excellence ist der „notleidende“ Haus
besitzer und nicht etw a die freien Berufe, deren Existenz 
im Gegenteil durchaus untergraben werden kann, weU

dab der Parlam entarism us mit Hindenburgs üenehm i- 
gung. mit Genehmigung des loyalen, die Verfassung ach
tenden Reichspräsidenten außer Kraft gesetzt ist.

Die Diktatur des: Kapitals wird von den von Hinden
burg ernannten und bestimmten Diktatoren rücksichtslos 
durchgeführt. Die Hüter der Demokratie, die Prestige- 
Politiker der demokratischen Illusion sind empört über 
die Haltung der Sozialdemokratie, die das wahre Gesicht 
der Republik so  schamlos preisgegeben hat. Die So
zialdemokratie hätte doch lieber w eiter bewilligen sollen, 
dann w lre  wenigstens die Möglichkeit der D iktatur des 
Artikels 48 vermieden worden. Die demokratische 
Presse w arnt v o r der Diktatur, von den verfassungs
widrigen Finanzgesetzen. Ihre einzige Hoffnung ist 
Hugenberg. Er soll die Republik retten vor dem Art. 48. 
Er soll den Parlam entarism us und die parlamentarischen 
Illusionen durch Eintreten für die Regierung Brüning 
retten. R etter der Republik Hugenberg ist das demo
kratische Ideal.

D er offizielle Ausnahmezustand könnte das Signal 
zur Hebung der Arbeiterschaft sein. Es ist ein 
direkter Zw ang für die Ai$eitprschaft zum  Handeln. Die 
Sozialdemokratie und die Gewerkschaften müssen auf 
ein Handeln drängen, weil sich diese Diktatur gegen sie 
auswirkt, weil sie ihre gesam te Machtposition im Staat 
untergräbt. Sie können nicht einfach mehr Zusehen und 
alle gegen sie sifch richtenden Maßnahmen über sich 
ergehen lassen, denn der Kampf der Bürgerblockregie
rung richtet sich offen gegen die Bollwerke des Refor
mismus. Die Sozialdemokratie ha t dies sehr wohl be
griffen. D er Aufruf des Vorstandes der SPD. erklärt 
ganz k lar: „An der Arbeitslosenversicherung läßt die 
Sozialdemokratie nicht rütteln. W ir gehen ungewissen 
Ereignissen entgegen, schw erste Konflikte drohen.“ Es 
sind dies keine leeren Phrasen. Die Sozialdemokratie 
und die Gewerkschaften können unmöglich den Zusam
menbruch der gesam etn Sozialpolitik, den sie in jahr-

zugeben, daß sie dauernd Zugeständnisse an  d as  Kapital 
wegen dessen Krise machen muß. In früheren Krisen 
hat man die Löhne der Konjunktur zu halten versuch t 
In der jetzigen Krtèe baut man die Löhne ab, um das 
Kapital zu halten. Das soll das W erk der Diktatur der 
Lieblinge Hindenburgs sein.

Das Kapital hat rücksichtslosesten Kampf angesag t 
In dieser Situation kann die Arbeiterschaft nicht taten
los den Plänen der Bourgeoisie gegenüberstehen. D er 
Kampf ist ihr aufgezwungen. ,

ffoIHfscfte A undkA flu
.Prcssetkd Zettln mcim*

. iDer Msherke Pressechef «er f e f c h m te n n e .  MMsterW- 
cSrektor Dr. Zechlin. der Mitglied der SozM dem okntisctai P M d  

" * d  - -  wie uns von zustindbeer Seite versichert wird — sd a  
Amt In  Einverständnis mit d en  Reichskanzler B rü n te  a u *  m ter 
d e r  neuen Regierung weiterfübren. (V orw ärts vom  1. April.)

Dieser hervorragende Sozialdemokrat wird also künftiz die 
Presseäußenmgen der Hakenkreuz- und Landbundminister ebenso
gut formulieren als bisher die der sozialdemokratischen Minister. 
Der Vorwärts verspottet mit Recht und treffen! die Gesinmmgs- 
tüchtigkdt der Schiele. Treviranus und Co.. die vorgestern noch 
mit Hugenberg durch das «Volksbegehren“ Jeden Minister in das 
Zuchthaus gebracht wissen wollten, der den Young-Plan unter
s c h r e it  die gestern noch den Youig-Plan ablehnten, ablehnten als 
ein Verbrechen am Volk,, als die größte Schlechtigkeit des Jahr
hunderts. und die heute den Young-Plan dirchführen, da sie Mi
nistersessel bekommen haben.

■Das Amt des Pressechefs der Reichsregierung ist aber ein 
politisch sehr wichtiges. Er hat den Aeu Gerungen der ein
zelnen Minister un i der Gesamtregierune dmckgerechte Gestalt 
zu geben und deren Politik in die preß gerechte Form zu gießen. 
Der Herr Sozialdemokrat Zechlin also kann rechts und Varm links 
und die alles im Aufträge der sozialdemokratischen Reichstags
fraktion und des Parteivorstandes, durch die er sein Amt bekam 
und gegen deren Willen er als Parteimitglied nidit eine Zeile in 
die W dt schicken könnte. Sollte in dem Verbiet)en des Herrn

Ter zcfta Jakren
Erinnerungen einer Arbeiterfrau.

Unvergeßlich und unauslöschlich sind die Jahre 1919 bis 
1920. W ie in einem Blutrausch raste die durch (fen Noskeschen 
Schießerlaß und seine Kopfprämien sowie durth Alkohol aut- 
aufgestachelte Soldaten- und Offiziersmeute durch die Berliner 
Straßen. Nachdem es ihnen erstgelungen  war. die wertvollsten 
Köpfe der Revolution, Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg 
abzuschlachten, wurde jeder Widerstand mit öberwä'tigender 
Waffengewalt niederge tram pelt.

U m  die Militärbestie bei guter Laune zu halten, wurde sie 
nicht nur gut entlohnt und gut gefüttert, sondern auch ge
nügend mit Alkohol getränkt. Die sozialdemokratische Ebert- 
Regierung und die gesamte Bourgeoisie gaben Millionen zur 
Bekämpfung der jungen proletarischen Revolution. Die hure  
Presse und die sogenannte öffentliche Meinung überschlugen 
sich geradezu im Erfinden von täglichen Lügen und Verleum
dungen gegen das Proletariat.

Es sei nur auf Lichtenberg hingewiesen. ‘ Bei den Kämpfen

veriKitvn Tiucmarng oder auch freiwillig die muftigen Foltaei- 
stuben. Nur zwei, d ie ihre staubigen Aktenschränke verteidig
ten und Widerstand leisteten, wurden im Kampf getötet. Am 
Abend brüllte schon die gesamte kapitalistische Presse „I n 
L i c h t e n b e r g  s i n d  150 P o l i z e i b e a m t e  vor t  S p a r 
t a k i s t e n  e r m o r d e t  w o r d e n “. Diese hetzerischen Ver
leumdungen verfehlten ihren Zweck nicht Jeder Denunzierte 
oder nach gegnerischer Ansicht Verdächtige wurde als Freiwild 
erklärt, und wenn sofortige Flucht nicht glückte, an die Wand 
g e s td lt  Wer könnte wohl alle iene zahllosen Kämpfer nennen, 
die  so  schamlos ermordet wurden, in Hausfluren und Höfen, 
an Zäunen und Mauern.

Meine W ohnung sowie Person war der politischen Polizei 
schon vom Kriege her bekannt Wir Frauen und Genossinnen 
waren während der furchtbaren Kriegs- und Hungerjahre nicht 
müßig gewesen. A ls Kuriere leisteten wir zwar schwere und 
fruchtbare A rbeit Wichtiges Material und Verabredungen muß
ten  immer persönlich überbracht werden; denn der Post wurde 
nichts anvertraut. Wir verteilten Flugblätter und die sehr g e 
suchten Spartakusbriefe. Oft mußten eilige Sachen in den Näch
ten geschrieben und gedruckt werdeiy

Ftauen waren e s  auch, die gegen die verräterische und 
kriegshetzerische Schreibweise des „Vorwärts" tatkräftig Front

machten. Als alle Proteste vergeblich waren, der „Vorwärts 
täglich schamloser schrieb, beschlossen wir — 8 bis 10 Genossin-

, die Vorwärts-Redaktion zur Abdankung zu zwingen oder
wesene Situation.

nen
sie zu verhauen. Es war eine noch nie dagei 
Wir forderten von den Verrätern, sich auf ilihre proletarische, 
Pflicht zu besinnen, so  zu schreiben, wie es die Mitglieder for
derten, oder von ihrem Posten zu verschwinden. Als nun ein  
Redakteur, Fischer, noch frech wurde, gingen wir zum tät
lichen Angriff über. Stampfer ließ sich widerstandslos prügdn. 
Ein baumlanger „Müller" (ich möchte gern wissen, ob das 
der heutige Reichskanzler ist) benahm sich dem Amazonenheer 
gegenüber erbärmlich feige. D ie Polizei, die ein Geflüchteter 
schnell hetbeigerufen hatte, machte diesem einzigartigen Kampfe 
dn vorzeitiges Ende.

Von Demonstrationen und „Anstehen" wurde ich einigemal 
verhaftet, oft konnte ich mich durch Flucht der Verhaftung vom 
Fleck weg entziehen. Oft drohten die selbst leidenden Weiber 
die „Spionin" zu lynchen. B d  den viden Haussuchungen fan
den die kapitalistischen 'Spürhunde niemals das Versteck, wo 
ich wichtiges Material aufhob. Allerdings habe ich manche 
Adresse auf Seidenpapier verschlucken müssen, um nicht wert
volle Genossen zu gefährden. Ewig wird mir immer eine Haus
suchung in Erinnerung bldben, als zur Z dt ein Deserteur in 
m dner W ohnung war. Der arme Kerl war noch schwer .krank 
und lag mit hohem Fieber im Bett. Draußen an der W ohnungs
tür klingelten zw d „Herren". — Also wieder zw d  Greifer. Sie 
verlangten Einlaß. Außer dem Kranken waren mein Mann und 
d n  legaler Jugendgenosse anwesend. Zu Tode erschrocken san
nen wir auf dnen rettenden Ausweg für unsem Schützling. 
Wir hielten Kriegsrat und beschlossen nicht zu öffnen, — ganz

Seich, welche Folgen es haben könnte. Ihr geschärftes Ge- 
5r hatte bald entdeckt daß jemand in der W ohnung war. Sie 

ersuchten aufzumachen, sie wären Polizei beamte, ich brauchte 
mich nicht zu fürchten .W ir  verhielten uns vollkommen ruhig. 
Ich glaubte, fest, daß sie  mich verhaften wollten, weil ich am 
Tage vorher in einer Jugendversammlung gesprochen hatte. 
Fieberhaft durchsuchten wir unsere W ohnung. Alles verdäch
tige Material wurde vernichtet oder versteckt Inzwischen holten 
die Kriminalbeamten den H auswirt der nun auch beruhigend 
und vermittelnd eingriff und mich bat zu öffnen. Kein Erfolg
—  kdne Antwort —  All unsere Gedanken galten nur „unserm 
kranken Genossen. Der war vor Schreck und Aufregung ge
sund. Ruhig und gefaßt sah er  seinem Schicksal entgegen. 
Draußen war auch Kriegsrat Ein Zettel wurde dann durchge
worfen, worauf stand, daß sie „auf unsere Kosten gerwaltsam 
aufbrechen lassen würden, wenn wir nicht sofort öffneten. Wir 
reagierten aufs nichts; hatten vidmehr großes Vertrauen auf

unser gutes Sicherheitsschloß. Nach kurzer Zeit hatten sie einen 
Schlosser und — Verstärkung geholt Jetzt standen schon sèchs 
Folizdbeamte vor der Tür. w ieder kam Befehl zu öffnen. 
Nichts rührte sich: — Der Schlosser fing nun an, das Schloß ab
zuschrauben und stieß den Drücker ■durch. W ie er aber an dem 
Sicherheitsmechanismus arbeiten wollte, verhinderten wir von 
innen d n  Aufschließen. Der Schlosser gab e s  nach langer Ar
beit auf. Es war ihm nicht möglich, das Schloß zu Öffnen. In
zwischen hatten sich alle Hausbewohner (die meisten rekla
mierte, treue deutsche Beamten) auf den Treppen und vor der 
Haustür versammelt, d ie über diese unerhörte Frechheit daß 
man der hohen Polizei nicht freiwillig öffne, dieskutierten. Nun 
kam eine energische Ansprache.' daß ihre Geduld zu Ende sd ;  
tfenn wir jetzt nicht aufmachten, so llte  die Tür dngeschlagen  
werden. Wir überlegten — der Uebermacht waren wir nicht 
gewachsen —. Von draußen hatten wir keine Hilfe zu erwar
ten, also wir mußten kapitulieren und — öffnen. Beim Oeft- 
nen em pfing uns ein ohrenbetäubende^‘ Lärm: Protest- und 
Entrüstungsrufe der Beamten, des Hauswirts und der Haus
bewohner. Sechs Kriminalbeamte kamen in d ie W ohnung, „nur" 
wieder mal Haussuchung halten — bis spät in die N a ch t Un
sere ausgestandene Angst um den Deserteur war unbegründet 
Er gab ruhig einen Namen und Adresse an, — die nicht 
stimmte.

— Die Volksmarjnedivision sollte im März 1919 wegen Un
zuverlässigkeit aufgelöst werden. Es kam zu Kämpfen auf dem  
Alexanderplatz und im Polizeipräsidium. Die Arbeiter eilten 
zur Hüfe. Beim Anrücken der weißen Garden zogen sich die 
Arbeiter immer mehr nach dem Osten zurück bis Lichtenberg. 
Richtige Straßen kämpfe fanden hier in Lichtenberg nicht mehr 
statt. Es war keine straffe Organisation, — nur lose Xiruppen 
oder geschlossene Betriebsbelegschaften hidten einige Posten 
besetzt. Dafür arbeitete aber „die Lügenpresse um s o  besser. 
Noske bot ungeheuer v id  Truppen auf und ließ in wdtem Um
kreis Lichtenberg systematisch dnkrdsen. D ie Arbdter hatten 
das Fdd längst geräum t wie d ie  weißen Horden ein2 
Nun setzte ein noch nie dagewesener Terror ein. Die

Wer es
nur

hinaustrat mußte sich 1 
schnell in Sicherhdt bringen, sonst knallte e s  schon. Noch  
heute zeigen Vide Lichtenberger Häuser Schuß- und Explosions
wunden. Die Nervosität und'‘Jagdlust der Noskiden war auts 
höchste gestiegen. Ganze Häuserblocks und Straßen wurden 
militärisch abgeriegelt und durchsudit> (Schluß fo lg t)

Zechlin ausgedrückt..werden, daß es keinen Unterschied mehr gfct 
zwischen dem Rechts der Hakenkreuzler und Stahlhelmer und dem 
„Links“ der Sozialdemokratie?

Das muß wohl so sein. Denn der Herr Hindenburg ist immer 
nodi Mitglied —  nein, sogar Ehrernnftriied des StaUbehns und er 
hat das Vertrauen der Sozialdemokratie und die Sozialdemokratie 
hat sein Vertrauen. Der „Sturz“ der sozialdemokratischen Mi
nister erfolgte bekanntlich über die Fmanzreform. —, konkret 
w egen der „Reform“ der Arbeitslosenversicherung, die nach dem  
Vorwärts nur gegeben ist durch ..die drei Möglichkeiten: Er
höhung der Beiträge. Beschaffung von Mitteln durch neue indirekte 
Steuern oder Abbau der Leistungen“. Die Soizaldemokratie war für 
die erste Möglichkeit die sofort geschehen sollte, das Zentrum für 
die beiden letzten, die Landbundler und Hakenkreuzler nur für die 
dritte M öglichkdt über die nach dem Vorwärts „im Spätsommer 
eine Entschddung getroffen werden“ sollte. Im Grunde kommt 
da alles auf eins hinaus, denn durch alle diese drei Möglihkdten 
wird das Proletariat belastet. D as sieht auch die Sozialdemokratie 
ein , denn derselbe Vorwärts (vom 28. März) schreibt:

Auf der anderen Seite fand jedoch auch die Haltung, die 
H a n n  Müler. Severfa* nnd Robert Suid t hn Kabinett ein. 
genommen hatten, wdtgehendes Verständnis. Diese Genossen 
hatten prinzipiell an der Regierungsvorlage festgehalten, 
w dlten  aber znr Not aieh die KomorondBformel tolerieren, 
in der sie  eine Odährdung der Arbdtslosenversicheninsr nicht 
eibHckten. Mit In e n  vertrat ein T e l der Fraktion d b  A b
fassung. daß dfe KouiproudMormd beine erbebflche Gefahr 
bedeute, daß man sie also zur Not ertragen könne, um über 
die Klippen der Fmanzrdorm hinwegzukommen.

E s war einmal efn Mann, d n  LandbflndSer mit dem Haken
kreuz. der. seiner Katze den Schwanz deshaB> nicht auf einmal 
abhacken woHte, weil ihr dies zuviel Schmerzen gemacht hätte. 
Er entschloß sich für das „Tolerieren“ und tolerierte ihr ln ge
w issen Perioden immer em Stückchen ab. bis die gewünschte 
Kürze erzidt war. Der Mann war Sozialdemokrat ohne es zu 
wissen.

Natürlich bleibt Zechlin, weil die Sozialdemokratie sofort 
w ieder in die Regierung zurückkehrt, w enn der Bürgerblock 
d ie  Arbeitslosenversicherung w d ter  abgebaut hat. S ie  hat 
dann keine Verantwortung und kann ihren Arbeitermitgliedern 
den B ew eis liefern, daß ohne Sozialdemokratie in der Regie
rung gleich etw as geschieht gegen die Arbeiter. Es hat schon 
seinen Grund, weshalb .P ressech ef Zechlin b ldbt“.

42000 sadt Kone ln  Heer versaht!
Das brasilianische Kaffee-Verteidigungsinstitut eine Privat

gesellschaft zur Hochhaltung der Kaffeepreise, hat 42 000 Sack  
Kaffee in den Atlantischen Ozean w erfen lassen. (Zeitungs- 
mekhmg.) '

Derartige Notizen wiederholen sich immer nach guten 
Ernten. Die P resse  bringt das denn auch ohne jeglichen Kom
mentar, a ls e tw a s selbstverständliches. In der Tat ist das 
im  Kapitalismus nichts sonderbares. Brotgetreide w ird noch 
öfter ins M eer v ersen k t verbrannt a ls Heizmaterial verw endet 
oder «ar nicht abgeern tet Mit Zucker und anderen Nahrungs
mitteln geschieht dasselbe. Vteh w ird oft abgesch lachtet um 
die Felle, die stapelfähig sind, zu retten, während d as Fleisch  
verkommt.

Die kapitalistisch erschlossene W elt registriert gegenw ärtig
20 Millionen Arbeitslose, gegen 100 M illionen hungernde, v er
hungernde J& enscben/ Der Hunger ist um so  größer, e s  hungern 
um s9  mehr Menschen, je besser d ie Ernten ausfallen, d as  
Kapital heimst um so  mehr Profite ein. je geringer d ie Ernten 
ausfallen. w eil die Preise dann höher sind. Die sog. „Arbeiter
zeitungen“, deren Aufgabe e s  i s t  d ie Arbeiter von  ihrer  
.^Begehrlichkeit“ abzuhalten, weil ihr Gedeihen mit dem  Kapi
talism us zusam m enhängt nehmen von  derartigen Vorkomm
nissen denn auch erst gar keine Notiz.

fn Deutschland sind soeben die LebensmittêtzöDe bedeutend 
erhöht, auch auf Kaffee, auch nrit den Stim m en der Sozial
dem okratie unter Zustimmung der G ew erkschaften. Sozial
demokratie und Gewerkschaften haben ein In teresse daran, 
daß die Arbeiter hungern, w eil sie auf Gedeih und Verderb  
mit der kapitalistischen W irtschaft verbunden sind. Die Ar
beiter aber müssen begreifen, daß sie  im  Ueberfhiß leben 
könnten, w enn sie  das kapitalistische System  beseitigen und 
für sich, in kommunistischer Gesellschaft produzieren. Der 
W eg dahin führt über die Zertrümmerung d es parlamentarischen  
System s, über d ie Trümmer der Sozialdem okratie und der  
Gewerkschaften.

In Danzig wie in Berlin.
Auch in Danzig sind die Sozialdem okraten aus der Regie

rung ausgetreten. S ie wurde gebildet aus SPD„ Zentrum und 
Liberalen. Ursache und Verfahren, Absichten und W irküng sind 
genau dieselben w ie m Berlin. —  Gleiche Brüder, gleiche 
Kappen.

Sozialdemokratischer Bürgermeister in Solingen.
In Solingen i s t  wie wir voraussagten, ein Sozialdem okrat 

B rysch aus Dortmund, von der Preußischen Regierung als 
kommissarischer Bürgerm eister ernannt D ie Ernennung ist 
zunächst auf 9 Monate erfolgt soll aber nach Ablauf dieser 
Z eit auf 12 Jahre ausgedehnt werden. D as war von vornherein 
Berechnung von der SPD „ daß sie zweim al für den Ober
bürgermeister-Kandidaten W eber d er  KPD. stimmte.

l e r
Das Fiasko der Genfer Zollkonferenz.

Die W eltenbummler des sog. Völkerbundes haben aus dem  
wiederholten Auffliegen der sog. Abrüstungskonferenzen doch  
ein iges gelernt. S ie  haben einen „Vertrag“ gem acht den sie  
kühn Zollkonvention nennen. Es haben 11 europäische Staaten  
unterschrieben, darunter England, Frankreich, Deutschland, Ita
lien, Belgien. Schw eiz. Holland, Dänemark und Portugal

Die zwischen den Staaten bestehenden Verträge wenden 
zunächst bis zum 1. April 1931 mit der Maßnahme verlängert, 
daß die Zoll Positionen grundsätzlich unverändert bleiben sollen. 
W enn ein Staat Zollerhöhungen vornehmen w ill  muß er sie mit 
zw anzigtägiger Frist anmelden und mit jedem Teibiehmer der  
Konvention auf dessen W unsch sich während zw ei Monaten auf 
Verhandlungen einlassen.

Von dieser Verhandlungspflicht kann aber abgesehen w er
den . w enn Zollerhöhungen aus d r i n g e n d e n  U m s t ä n d e n ,  
die mit lebensnotwendigen Umstellungen in der W irtschaft der 
Vertragsstaaten Zusammenhängen, beabsichtigt werden. Die
jenigen Vertragsstaatep, die sich durch ein solches Vorgehen 
geschädigt fühlen, haben das Recht zur f r i s t l o s e n  K ü n 
d i g u n g  des Vertrages.

D ie Gruppe der autonomen Staaten (Staaten ohne Tarif
verträge, w ie  England, Dänemark. Norwegen, Niederlande und 
Portugal) verpflichten sich, bestehende Schutzzölle nicht zu 
erhöhen, neue nicht einzuführen; bei den Erhöhung oder Neu
einführung von Finanzzöllen durch diese Staaten haben die 
Vertragspartner, die sich geschädigt fühlen, das Recht zur 
f r i s t l o s e n  K ü n d i g u n g  des Abkommens.

Die Konvention läuft zunächst auf e in  Jahr, b is zum
1. April 1931: bis zum I. Februar 1931 kann jeder Konventions
staat mit W irkung zum 1. April 1931 seine Teilnahme kündigen. 
Unterbleibt eine derartige Kündigung, so läuft die Konvention 
von sechs zu sechs M onaten w eiter. Die Ratifikationsurkunden 
sind bis zum 1. Novem ber 1930 beim Generalsekretär des 
Völkerbundes zu hinterlegen. Zwischen .d em  1. und 15. No
vem ber 1930 findet eine Konferenz der Vertragsstaaten s ta tt  
die das Datum des Inkrafttretens der Konvention offiziell fest
s e tz t

Im Jahre 1931 sollen die Verhandlungen auf der jetzt ge
schaffenen Vertragsgrundlage fortgeführt werden mit dem Z iel 
Zollermäßigungen herbeizuführen und für eine bessere Organi
sation der wirtschaftlichen Erzeugung und Verteilung unter den 
Völkern zu sorgen.

Vor der Hand ist das a lso  nur Kautschuk. B is zum Inkraft
treten können die Zölle noch erhöht wenden und später „ f ü h l  t' 
man sich geschädigt und kündigt Die Leute glauben, sie haben 
sich  jetzt mit ihrer Sitzung nicht lächerlich gemacht, w eil ja 
der Vertrag da i s t  D er „Vorwärts“ sieht wohl ein, daß das  
dummes Zeug i s t  deshalb meint er, daß der Vertrag doch 
einen m o r a l i s c h e n  (!) Erfolg haben werde. Kapitalismus 
und M oral!?

Schbeßßch ist e s  für d as Proletariat gleichgültig, ob die 
Staaten Zölle haben oder keine. Ohne Zölle werden den Ar
beitern die Lebensmittel verteuert durch den wilden Konkur
renzkampf. mit Zöllen durch die Abschnürung der Auslands- 
lebensmitteL ,

•

Schnürt den Hungerriemen enger.
W a s fü#- Kapitalisten und Minister Moral i s t  erläutert der 

„Vorwärts“ gteich unbewußt 1n einer Notiz, die er dem oben 
erwähnten Artikel anhängt. Er teilt mit. daß der Reichsernäh
rungsminister das soeben geschaffene Maismonopol benutzt 
um die M aispreise von 150 auf 230 erhöhen will, w as, selbst 
nach der Meinung des „Vorwärts“ praktisch ein Einfuhrverbot 
für Mais gleichkommt und eine „starke Steigerung der Roggen- 
und Gerstepreise“ bedeutet und „ein offensichtlicher Mißbrauch 
d er neuen ZpHgesetze“. S o  ist e s  zw ar n ich t denn die SPD: 
h a t dem  Maismonopol selbst zugestimmt und e s war ihr be
kannt, w as die Junker damit machen werden. Die Sozial
demokratie glaubt jetzt der Verantwortung überhoben zu sein.

D ie  Auswirkung der Maismachination hat bew irk t daß vom 
29. März his 3. April d ie G etreidepreise im Durchschnitt um 
•ca. 30 Mk. je Tonne (1000 kg) gestiegen sind!

I - -  '

Massensterben französischer Strafgefangener.
P a r i s ,  1. April. „Nach einem Brief, den ein Einwohner 

der Stadt L a RocheHe von dn em  Angehörigen der Verwaltung 
der Strafinsel Salut in Guayana erhalten h a t  sind von  den Im 
Novem ber nach 6 t  Martin d e  R è an der französischen W est
küste beförderten 673 Strafgefangenen 2 0 0 g e s t o r b e n .  Der 
Pariser Goldwarenhändler M estorino, der ebenfalls zu dem  
Transport gehört habe, wurde am  3. März, wahrscheinlich b d  
einem Fluchtversuch, von  Haifischen auigefressen.“

D ie Insel Salut ist eine dem  französischen K olonialstaal 
Guayana im w estlichen -Südamerika im Atlantischen O zean  
vorgelagerte kleine In se l eine Schw esterinsel der durch D rey -  
fuß bekanntgewordenen T eufe ls in se l Hier setzt Frankreich 
seine Strafgefangenen einfach aus und überläßt sie Ihrem 
S ch ick sa l Es hat schon seine Gründe, weshalb die deutsche  
Bourgeoisie nach Kolonien sch re it

D as Statistische Reichsam t hat ein  angeblich „ziemlich 
genaue“ Aufstellung über d ie Zahl d er  Gebrechlichen gem ach t
Mit Ausnahme W ürttem bergs 
gezählt:

und d es Saargebiets wurden

blind - ■ , 
taubstumm und ertaubt 
körperlich-gebrechliche 
geistig-gebrechliche

männlich w eiblich zusammen 
18242 13313 31555
22393 20252 42 645

292125 117063 409206
110 316 107072 217 388

Zusammen aber 700 796 
W ürttemberg und Saargebiet e ingerechnet wind a lso  eine  

runde Million Krüppel Hn deutschen Reich vorhanden sein. D as  
is t  auch eine Seite des Kapitalismus. Dem  Statistischen R eichs
am t scheint da aliendings ein kleiner Schnitzer unterlaufen 
zu sd n . E s  zählt nämlich die Prpleten; die für das kapitalisti
sche S ystem  sind, a lso  für ihre eigenen Henker, n id it zu  dea  
G eistiggebrechlichen. * .

Ulf Waffen dfr DfiAlnfifmV i t »  f f  1 I 1 I M I  U U  K v f V l U l l V I l

(Eine Erwiderung.)
in  Nr. 10 der JCAZ.“ nimmt ein österreichischer G enosse  

zu der Frage Stellung: „A rbeiter nnd W ehrfrage“. D ie T en
denz d es Artikels steigert sich  zu dem  Vorwurf der F eigheit 
der KAiPD. D iese moralische Versumpfung soll ihren Ur
sprung in sozialdem okratischen Auffassungen haben. Es wird 
dies daqiit begründet daß in einem früheren Artikel d ie  M ei
nung Rosa Luxemburgs herangezogen i s t  die „zu jener Zeit 
(1905) noch ganz von sozialdem okratischen Ideengängen er
füllt und umnebelt war“.  D er österreichische G enosse tügt 
dann noch  hinzu: „Mit em  wenig anderen W orten sagt
der Hérr^B onze auch.“ . D er  österreichische G enosse gibt u 
dann folgenden Rat:

„Durch «die M ilitarisierung des gesam ten reolutvionären  
T eils der lAfrbeitérklasse, Herstellung von Handgranaten, 
Sprengm itteln usw . durch d ie ' Arbeiter selbst kann es und 
wird e s  möglich sein, d ie  Ordnungsbestie zu übertrumpfen 
und Raum zu schaften für eine Ordnung ohne Bestien“ . W eiter: 
„D as Verbrechen der K PD ist nicht, daß sie  von der gew alt
samen Auseinandersetzung überhaupt spricht ihre D em agogie  
besteht darin, daß sie  von  diesen Dingen r e d e t  und dabei da&
Gegenteil von ihnen tu t“ --------D ie  Aufgabe einer revdhiti&
nären Partei bestehe im Gegensatz dazu darin. „Dinge zu tun, 
von denen m an picht sp rich t“ . .  _ .

D er konkrete Kern d ieser Auffassung ist a lso  der, daß die  
Frage der Revolution d n e  Frage der tUegal durchgeführten  
Bewaffnung der A rbeiterklasse i s t  D er Verfasser betont 
zw ar, „freilich wird e s nicht genügen, ein ha lb es Dutzend  
Bomben in d ie Hand zu geben“. Aber er  sa g t n icht w ieviel 
Bom ben und Handgranaten denn eigentlich nötig seien , zumal 
wir von ihm in dem selben Artikd vernehm en: J ï iu  Offizier 
wird die M öglichkdt haben, zehntausend meuternde Soldaten 
(also auch ebensoviele aufständige Arbeiter) in  einem Augen
blick zu vergasen.“

In solche W idersprüche verfängt sich der G enosse da
durch, w eil d ie geschichtlichen Beispiele, durch die er seine  
Theorie zu stützen sucht, ebenfalls keiner ernsten Kritik stand
halten. Nachdem er feststellt — etw as ironisierend —, daß 
man heute viel von Selbstbew ußtsein sp rich t fährt er fort: 

Könnten w ir nicht schon zufrieden sein, wenn das Proletariat 
sich  nUr endlich zu dem  B ew ußtsein der B ourgeoisie auf
schw ingen würde, von Selbstbew ußtsein ganz zu  schw eigen .“ 

D ieser Vergleich ist ganz sinnlos. D as Proletariat als 
unterdrückte K lasse vollzieht seine g d stig e  Befreiung im P ro
zeß d es Kampfes. Der Kampf selbst und d ie  für den S ieg  
erforderliche Taktik ist k e in  von klugen Köpfen erdachtes R e 
z e p t  sondern eine sich infolge der steigernden W idersprüche 
der Profitordnung sich steigernden Kampfhandlung der da
durch bedrohten Arbeiterklasse. D ie  M assenaktion is t  im 
G egensatz zu der parlamentarischen Taktik —  die sich  auf den 
Boden der kapitalistischen Ordnung stellt —, die durch die  
historische Stufe der Ehtwckking bedingte Taktik mit dem  Ziel: 
Sturz d es Kapitalismus. D iese Erkenntnis ist das. w as die 
KAPD. unter dem  B egriff „Selbstbewußtsein“ ausdrückt nicht 
irgendeine hohe Meinung von der menschlichen, 'moralischen 
oder gar Rassenqualität.

W eil es darum geht, das Proletariat von der Notw endig
keit der e i g e n e n  Aktion, der S e l b s t v e r a n t w o r t u n g  
für seine Aktion zu überzeugen, richtet sich der Kampf der 
KAM), und AAU in erster Lin:e  gegen die Institutionen, die 
d as Proletariat jeden T ag  neu in d ie  alten ideologischen und 
organisatorischen Fesseln der parlamentarischen und gew erk
schaftlichen Taktik schlagen. Das Argum ent daß die Bour
geoisie  sich ansch ickt d a s  Parlam ent davonzujagen und des
w egen ein Kamptf dagegen überflüss g  sei. ist desw egen  nicht 
stichhaltig, w eil ohne Kenntnis der Zusammenhänge d as P role
tariat gerade dann für d ie ..Demokratie“ kämpfen wird, wenn  
die Bourgeoise den letzten Fetzen davon auf den Kom post
haufen der Geschichte w ir ft  Die deutsche Arbeiterbewegung  
liefert hier geradezu klassische Beispiele. A ls die Kapp- und 
Lüttwitz-Banden die „Demokratie“ zertram pelten, kämpften die 
deutschen Arbeiter in ihrer Mehrzahl für diesen  Fetzen von 
Demokratie. S ie  kämpfte gerade desw egen dafür, w eil sie  sich 
in den Gedankengängen: Dem okratie —  Monarchie— be
w egten. E s handelt sich um d n e  Ideologie der Arbeiterin assea, 
aus der Ihr praktisches Handeln en tspring t

D iese „Schw ierigkeit“, daß der weitaus größte Teil der 
Arbeiterklasse nicht über diese Fragestellung hinausgeht 
glaubt der G enosse zu beheben mit der alten L eier von Mehr
oder M inderheit „W enn es in Rußland nach dem  WiHen der 
Mehrheit gegangen w äre, säßen heute noch der Zar im  Kreml“, 
meint er. „Eine entschlossene radikale Minderheit muß die 
Macht ergreifen: steht der Umsturz im Einklang m it den Er
fordernissen der Produktion, so  wird sich die neue Macht be
haupten und die Mehrheit der Bevölkerung für sich gewinnen. 
Aber im voraus kann man nicht d ie  Mehrheit haben.“

W ir könnten sagen, w ir stimmen mit den G enossen über
ein. Dann müßten wir uns allerdings mit einer solch unkon
kreten und sachlich doch falschen Auffassung solidarisieren. 
Kein M ensch iwrd nämlich behaupten wollen, daß der Kapi
talism us noch im Einklang mit den Erfordernissen der P ro

duktion s te h t  Und gerade zu einer Z e it  a ls d iese  Disharmonie

frisch quittiert w ar durch zehn M illionen Tote, w u id e  d ie  
„entschlossene radikale Minderheit“, an d e r  Spitze. Rosa  
Luxemburg und Karl L iebknecht umgebracht oder b lu tic  
niedergem acht — . trotzdem  ‘das P ro letariat beaw ffnet  w ar. 
D aß diese „radikale Minderheit“ weniger m utig war. als d ie  In 
Rußland, w ird ebenfalls niemand behaupten. Daß sie  in Ruß
land siegte, lag an d er „Kleinigkeit“, daß die nichtsoziaBstfache 
Parole: „D as Land den Bauern!“ die M illionen der Bauern
begeisterte. D ie  „radikale Minderheit“ in Deutschland hat 
auch nach dem  Tode R osa Luxemburgs und Karl Liebknechts 
nie „Mehr- oder Minderheit“ gerätseiratet: davon  legen  d ie  
Kämpfe in den folgenden Jahren Zeugnis afr Eine politische 
Kampfpartei darf sich  jedoch gegenüber dem  realen Kräfte
verhältnis. nicht taub und blind stellen. Ignoriert sie  al|e objek
tiven G egebenheiten, sinkt sie  herab zu einem Klub Putschisten  
und Romantiker, die glauben, etoie „Tat“ zu vollbringen, wenn  
sie  mit unpolitischem G eschrei —  dem  Stadium vor der Ver
zweiflung —  gegen geschichtliche Erfahrungen zu Felde ziehen. 
D ie Plättner, Kunz und Konsorten in Deutschland, dte.JE xpro- 
priateure“. die „roten Faschisten" und sonstiges abenteuer
liches G ew ächs haben —  nicht der Bourgeoisie, dazu waren  

-sie zu naiv —. aber der revolutionären B ew egung genügend  
Schaden zugefügt; um nicht zu erkennen, daß die Partei gegen  
solche Erscheinungen energisch Front machen muß.

W as in  dem  Artikel d e s  österreichischen G enossen b e
denklich stimmen muß. ist u. a. auch folgende T hese:

„Mit der zunehmenden Erw erbslosigkeit w ird der Schw er
punkt des Klassenkampfes m ehr auf d ie  Straße v e r leg t  Aus 
den B etrieben fliegen die roten Arbeiter hinaus und gelbe  
kommen hinein, immer mehr rffckt d ie Straße in den Mittel
punkt d e s  G eschehens, d ie  B etriebe treten zurück. P aro lea  
w ie G eneralstreik w erden Muffe—ngernch  haben.“

Sprechen w ir e s  ruhig aus: M ahlzdt Revolution! -Ah die  
Tatsache einer Solidarität der Arbeiter in  den B etrieben mit 
den lErwerbsIosen ist nie mehr zu denken. Dann kann ia  dje 
E rberbslosigkdt ruhig, zehn M illionen erreichen. Daß zehn  
Millionen E rw erbslose gegen das Proletariat in den Betrieben, 
gegen die gesam te kapitalistische Staatsgew alt Revolution  
machen, kann nur'der behaupten, d er d ie Rückwirkung einer 
Teilerscheinung der kapitalistischen Krise nicht begreift W er  
außerdem durch Erw erbslosigkeit d n e  autom atische Radikalir 
sierung der E rw erbslosen b is zu der Reife erw a rte t die sie  be
fä h ig t wirklich revolutionär zu handeln. Daß dem nicht so  ist, 
dafür genügt d ie  Erfahrung der Dauererwerbsfosigkeit in 
D eutschland. Daß andererseits d ie  Ausbeutung durch Intensi
tät der A rbeit durch neue Steuern, durch Druck der Löhne, 
durch W illkürherrschalt in den Betrieben, durch L egalisierung  
einer Justizbrutalität ohnegleichen sich d as Leben in den B e
trieben zu jenem paradiesischen D asein gestalten s o l l  daß die 
Arbeiter nie mehr aufmucken, kann nur der leugnen, der nicht 
s ie h t  daß durch die Ausw eglosigkeit der Krise, durch den 
Zwang, trotzalledem  die sinkende Durchschnitts-Profitrate zu 
halten, die Erw erbslosigkeit zur Peitsche für die Arbeitenden  
werden muß. Daß der fortlaufend offensichtlicher werdende 
Bankerott dieser Ordnung den Glauben an ihre Gesundung zer
trümmern muß. Und daß letzten Endes die Verhältnisse selbst 
rufen: ,J ü c  Rhodus, hic salta“ (Hier ist d ie Rose, hier tanze!).

iWie „stark“ d ie  Belastung sein muß. um die offensive  
G egenwehr d es Proletariats auszulösen, das w isen wir n icht 
Wir w issen  aber, daß während d es K rieges d ie Betriebe nicht 
minder „gesäubert“ wurden, und daß —  trotzdem die Regierer 
auf Bajonetten saßen, trotzdem Flugzeuge. Panzerw agen. Gift
gase zu ihrer Verfügung standen, der Generalstreik das Signal 
zur Kraftentfaltung d es Proletariats war —  und auch in Zukunft 
sein wird. Und nicht <feran is t’ die deutsche Revolution er
stickt. daß sie  keine W affen hatte. Audi nicht darän. daß eine 
radikale Minderheit nicht den W eg gew iesen hätte. Sondern 
daran, daß das Proletariat nicht von den Produktionsstätten  
der W affen B esitz ergriff, um die wirksamsten militärischen 
W affen und W affenfabrikation einzusetzen zur völligen Nieder
werfung d er Konterrevolution, durch die bewaffneten B eleg 
schaften der B etriebe, zur Aufhebung der Grundlage der kapi
talistischen Ordnung: das Privatdgentnm  an den Produktions
mitteln. ,y

D ie österreichischen G enossen m ögen von dem  Schrei der  
österreichischen Arbeiter nach W affen geblendet gew esen  sein, 
das ist verständlich. Aber w enn hinter dem  Schrei w eiter  
nichts steck t als dem okratischer Zorn, dann richten sid i selbst 
noch d iese  W affen gegen «die revoluttonären^Arbeiter. w enn  
diese über die Dem okratie hin wegstörm en. Und wenn e s  
mehr, als kldnbürgerliche Empörung i s t  dann wird sich  baM 
zeigen, ob der Gedanke der organisierten Arbeiter-6 olidarität 
der organisierten Aktion von unten auf sich  in den B etriebs- 
Organisationen a ls den Stützpfeilern einer radikalen Zielsetzung 
des Klassenkampfes m anifestiert G dingt e s  n icht selbst in 
den „roten“ Arbeitern die primitive Erkenntnis zu  verankern, 
daß d ie  schärfste W affe d es Kampfes, die organisatorische 
Verbundenheit gemäß den geschichtlichen Bedingungen, neu 
geschm iedet werden muß. dann liegt für die iCAFD. efet recht 
kein Anlaß vor, teuer erkaufte Erfahrungen der Revolution  
zugunsten eines scheinrevolutionären Oportunlsmus über Bord  
za werfen.

- 1— X-



f = ï j r
4  -

iB e trie b  u n d  W irtschaft

«ewerktdMlt M M  LN u  i»
W r  berichteten in letzter Nummer, daß der Angestellten

rat d es Stahlw erks B ecker dem von dem  Unternehmen vorge
schlagenen Lohnabbau zugestimmt habe. In d ieser Lohnabbau
kampagne Hegt durchaus System . Die „W elt am Montag“ des 
Sozialdemokraten Oerlach bestätigt das. S ie  schreibt:

„Ein beachtensw erter gewerkschaftlicher Vorgang ist 
der auf e in er  vom  Deutschen M etallarbeiterverband in 
Hamburg abgehaltenen Vertrauensmännerversammlung ge
faßte Beschluß, die Kündiguiw d es Lohntarifs zu unter- 

■ lassen und zw ar im Hinblick auf die gegenw ärtige  
schlechte Situation dieser Industrie. Eta solcher Beschluß, 

’ tro tz  Verlangens der radikalen Mltgflefcchaft nach Lohn
erhöhung n d  heftteer Dtaknsslon mH Zweidrittelmehrheit 
Belaßt, bedeutet den S ieg  des Standpunktes: daß nur P reis
abbau d ie  Industrie von dem  schweren Druck befreien  

• kann . . .  D er Beschtaß zengt von Einsicht and  entschlosse
ner Tapferkeit besonnener G ew erkschaftler“
Der Beschluß der „besonnenen Gewerkschaftler“ und die  

Schreibe der Sozialdem okraten v o n  Gerlach ist natürlich nicht 
deren eigene Initiative. Es Hegt S ystem  darin. D as System , 
d as auch die SPD.-Reichstagsfraktion befolgt und das auf die 
Spitzen der G ewerkschaften zurückzuführen i s t

Streik der Maßschneider. '
- In 65 Städten streiken die M aßschneider, gegen den 
Schiedsspruch, der für d a s  gesam te Reich einen Lohnabbau 
brachte, statt der beantragten Lohnerhöhung. Die Taktik der 
Oe werk schaft ist die gewohnte verbrecherische. Obwohl im 
ganzen Reich die Löhne abgebaut sind, hat der Bekleidungs
arbeiterverband d ie  Arbeiter nur in 65 Städten aus den B e
trieben gezogen. Und auch hier nur te ilw eise. In Berlin ar
beiten alle Dam enschneider und von den 3500 Herrenschneidern 
streiken nur 1500. Aehnlich sieht e s  im Reich aus, w o  zw ar  
auch die Damenschneider streiken, aber ebenfalls nnr te ilw eise. 
Die Unternehmer befolgten die gew ohnte ZermüTbungstaktik, 
indem eine Anzahl d ie alten bzw . sogar etw as höhere Löhne 
httSfflteL um., dje: Kundschaft zu be friedigen  nnd d ie  Front 
der Streikenden zu zermürben. D as nennt der „Vorwärts“, 
daß d ieser „Kampf“ den Unternehmern „höchst unangenehm  
und ungelegen“ sei, daß ^bedenkliche Risse in der Unter- 
nehmerfront“ seien, d^ß diese Taktik „für einen großen Teil 
der Unternehmer sozusagen ein Selbstm ordversuch“ sei und 
daß die Arbeiter ..dank ihrer Gewerkschaft auch einem  lang
wierigen Streik mit Ruhe entgegensehen“. «Das stim m t zw eifel
los, denn die Arbeiter merken n icht daß sie  sich im Aufträge 
ihrer Gewerkschaft gegenseitig  niederboxen, daß sie e s  sind, 
die einen Selbstm ordversuch machen. D er Katzenjammer wird  
nicht ausbleiben.

•

P e r  Brotet-Betriefa macht Schule.
Beim Postamt NW 7, in  der Dorotheenstraße. wurde der B e

trieb von 3  KPD^MitgHedern und 3  Nazis gebildet Da den letzte
ren die Methoden 4er städtischen Berliner VerkehrsgeseÜsdiaft ge
fallen, haben sie  beim Arbeitsgericht die Amtsenthebung ihrer 
3 Kollegen beantragt* Das Gericht sprach tatsächlich die Amts
enthebung d es Betriebsratsvorsitzenden W e i ß e  aus. Begründet 
wird das Urten dam it daß W eiße p o l i t i s c h e  P r o p a g a n d a  
betrieben habe! Die Nazis haben ihr Amt tatsächlich hn Sinne 
des BRG. aufgefaßt. Nämlich der Antrag war auch von dem  
Postamt selbst beabsichtigt und ist inzwischen auch gestellt wor
den. Der tapfere Betriebsrat war seiner Direktion nur zuvorge
kommen und hat auch g esieg t —  Ein neuer Pall, daß die Betriebs
räte aitf gesetzlicher Basis keine Arbeiter, sondern eine Kapitals- 
Vertretung sind und auch nichts anderes sein können, w ie  er
neut der FaH W eiße z e ig t

solches zu schaffen. Auch war sich die Konferenz darin einig, 
von nun an in organisatorischer Hinsicht eine scharfe Trennung 
von Partei und Union durchzuführen. E s soll in Zukunft alles 
vermieden werden, was die Genossen über die Rolle tnd Auf
gaben vier beiden Organisationen hn unklaren läßt w ie vor der 
Spaltung. Im übrigen muß festgestellt werden, daß die Tätigkeit 
der Konferenz eme sehr fruchtbare war. Verschiedene Gruppen, 
welche etwas lau geworden waren, erklärten sich bereit erneut 
wieder tätig zu sein. Auch wurden einige neue Verbindungsstellen 
geschaffen. Wir hoffen, wenn die Genossen in diesem Sinne 
W eiterarbeiten, auf der nächsten Bezirkskonferenz ein weiterer  
Aufstieg im gesamten Bezirk festzustellen sein wird. In diesem 
Sinnne zu arbeiten, ist die Pflicht eines jeden Genossen.

we ifoncaisttc wirtsaoibfense
In der letzten Zeit zeigt die internationale Presse großes 

Interesse für die italienische Krise; gleichzeitig bemüht sich die 
faschistische Presse nachzuweisen, daß die Dinge in Italien besser 
lägen als irgendwo anders. Die im Jahre 1928 einsetzende und 
im Jahre 1929 sich fortsetzende Krise zeigt die Tendenz zur Verschärfung. Nach offiziellen Angaben zählte das Arbeitslosenheer im 
Februar 1930 rund 450000 Personen. Es handelt sich hier um 
„registrierte“ Arbeiter, d. h. um lene, die Arbeftslosenunterstützmz 
erhalten. Er Irrt s id i aber, wenn er an nimmt, daß wir ihn  Klau
ben. daß e s  in Italien 450000 Arbeitslose gi>t Die offiziellen 
statistischen Angaben werden in Italien nämlich auf Grund der 
Listen der Arbeitslosenkassen zusammengestellt. Aber, das Recht 
auf Unterstützung haben nur die Arbeiter, die vor ihrer Entlassung 
«unterbrochen sechs Monate gearbeitet haben und Unterstützun
gen werden nur drei Monate lang gezahlt Aus der Z^il der Ar
beitslosen sind also nicht nur diejenigen vollkommen ausgeschlossen, 
die ununterbrochen zwei. drei, vier Monate arbeiten (die Unter
nehmer legen e s natürlich darauf an. sie  zu entlassen, bevor die 
für die Unterstützung angesetzte Frist abläuft ind steHen sie 
nach einiger Zeit wieder ein, am die gesetzlich festgelegte Unter
stützung nicht zahlen zu müssen), sondern auch diejenigen, die. 
nachdem sie drei Monate lang die Unterstützung bezogen haben, 
nicht wtaier in  den ProdiAtionsprozeß eintreten konnten. Eine  
annähernde Berednung "zeigt das Doppelte offiziell arigê^

M—K i r f —
Interessengemeinschaft Hapag-Lloyd.

• Dte Hamburg-Amerikanische Paketfahrt A.-CL ind der Nord
deutsche Lloyd haben sich zu einer Interessengemeinschaft zu- 
sammengeschlossen. Damit ist die gesamte maßgebende deutsche 
Schiffahrt unter einem Hut. ' Damit ist der Frachtpreiserhöhung 
dort, wo keine Auslandskonkurrenz in Frage kommt keine 
Schranke gesetzt Der Kampf beginnt Jetzt gegen das Auslands- 

Das deutsche Proletariat wird letzt ausgebeu-

gebenen Zahl der Arbeitslosen.
Der Arbeitslohn der italienischen Arbeiter ist einer der niedrig

sten in Europa. Die vom internationalen Arbeitsamt durchgeführte 
Lohn unter suchune hat ergeben, daß. bei Annahme des Durch
schnittslohnes in London im  Jahre 1929 als 100. der Arbeitslohn 
in Mailand 55. in Rom 46 betrug. Die faschistische Industrieasso
ziation. die eine Enquete über den Arbeitslohn in 22000 Betrieben 
m it einer Million Arbeiter vorgenommen h at hat dabei festgestellt, 
daß der durchschnittliche Stundealobn eines Arbeiters hn Dezem 
ber 1929 2ß2 Lire betrug. Der durchschnittliche Monatsverdienst 
eines Arbeiters 335.32 Lire. (100 Papierlire =  zirka 20 deutsche 
Reichsmark). Die am besten bezahlten Arbeiterkategorien (Boch- 
drucker) haben einen mittleren Monatsverdienst von 720 Lire, in 
den am schlechtesten bezahlten Kategorien (Textilarbeiter) ribt 
e s  Arbeiterinnen, die hn Durchschnitt monatlich 170—100 Lire 
verdienen. Diese Angaben bedürfen aber noch einer besonderen 
Erläuterung. E s bandelt sich nämHch darum, daß auf dem Arbeits
lohn noch verschiedene Steuern nnd die Einbehaltung von -Kor
pora tivbei trägen“. d ie Alters- mJ Invalidenversicherung, die Ar
beitslosenversicherung. die Versicherung gegen Tuberkulose und 
verschiedene sonstige Lasten und Beiträge, die immer wieder
kehren. ruhen. Außerdem kommen vom  Arbeitslohn die zahlreichen 
Strafen in Abzug, die die Löhne ständig herabsetzen. Die Lebens
haltungskosten sirxl ständig zurüdqeegangen. der Stundenlohn sogar 
sogar 30 bis 40 Prozent Der Brotpreis betrag hn Durchschnitt 
2  Lire pro Kfla Trotz alledem betrachten die Unternehmer die 
Herabsetzung der Gestehungskosten der Produktion ausschließlich 
als ein Problem des Lohnabbaues. Die Produktion ist dauernd im 
Rückgang begriffen. Fiat, dessen Produktionsapparat eine Tages, 
erzeuguig von 500 Auotmobüen zuläßt, hat 1929 im Durchschnitt 
130 und Anfang dieses Jahres gar 40 Auotmobile täglich heraus
gebracht

D ie  L age der italienischen Industrie auf den Außenmärkten 
wird auch noch durch die Tatsache geschwächt daß die italienische 
Industrie nidit über genügende Kapitalien für die moderne Neu
ausrüstung ihrer Industriebetriebe verfügt und daß diese Industrie 
unter der gewaltigen Verschuldung und dem  hohen Stand der 
Välutastabüisienmg zu leiden h a t Die Dimping-Politik. die Italien 
im letzten Jahr betrieb (besonders betraf d ies die Ausfuhr von 
Agrarerzeugnissen), hat die Krise überaus verschärft und nach 
dem Experiment, das als ein vorübergehendes galt (die offiziellenSMfLihi tS k a p ita L ---------   _ ---------- --------  ---------------------------  ■ . _. .  .  u v m  f u i i m i m u i ,  a i 5  ^ * u  v v m  ( u i a i u u  & a i i  \ u i c  u u u i t i m i

de" Ertrag im K o r ic u ^ k a m p f rasen ; Regierungsorgane und die italienische Presse behaupten schon drei
Reedereikapital einznsetzen. DeutecMand h ä I  Jahre lang, daß die Krise einen vorübergehenden Charakter habe), 
pitalnesetf mehr, gegen den weder eul Staat noch die dnekt m , ^  «  klar, daß eine solche Politik nfcht fortgesetzt werden kann. 
Betracht kommenden Arbeiterschichten allem etw as ausnditen ^  Weltkrise auj  die ^  heute der Faschismus gegenüber den 
können. | italienischen Massen beruft um«sie  über das Elend, in das sie

Der deutsche Reedereitrust Ist aber kein so selbständiges Oe-1 geraten sind, zu trösten, kann keineswegs zu irgendeiner Erleich- 
büde, als -es scheint. Der Herrscher^ ist das Bankkapital.^ Die terung der italienischen Krise führen. Im Gegenteil, die kapitali

stische W elt führt immer höhere Zollbarrieren auf und schließt 
immer energischer ihre Türen vor den italienischen Ezeugmssen. 
Der Kampf um die Märkte wird unter strichen Verhältnissen für 
den Kapitalismus zu Lebensfrage. Dieser Kampf wird m itsd ien

Hapag hat bei 160 Millionen Mark Stammkapital 140 Millionen 
Mark Schulden und der Lloyd bei 160 Millionen Mark Stammkapi
tal 109 Millionen Mark Schulden. Die erste Tat der Bankgewalti
gen wird sein: Rotionalisierung. Der Leerlauf, den die Konkurrenz
bedingte, hört auf. Entlassungen. Stillegungen kommen auf die Mitteln geführt werden, folglich auch mit dem Mittel des
Tagesordnung. Demnächst werden die Werftarbeiter in Mitleiden
schaft gezogen. E s wird nicht mehr gebaut. Das Werftkapital Ist 
schon längst unter einem Hut und kann mit seinen Arbeitem rum- 
sprintten nach Herzenslust Es werden Arbeiter ..freigesetzt“ nach 
Zehntausenden.

Die deutsche Reedereikonzentration muß sich notweiKÜg inter
national auswirken. Die internationale Handelstonnage ist gegen
über 1914 um mehr als sechsundvierzig Prozent gestiegen. Unter 
den Ländern, die eine bedeutende Zunahme ihrer Handelsflotte zu 
verzeichnen haben, stehen die USA. mit einer Steigerung von 4.5 
auf 16.6 Prozent der Welttonnage an erster SteHe. Japan folgt 
mit einer Steigerung von 3-8 auf 6,3 Prozent Italien von 3.1 auf 
4,48 Prozent. Der Anteil Großbritanniens dagegen ist von 41.6 
auf 30.2 Prozent der Deutschlands ebenfalls von 1 13  auf 6.1 P ro
zent gesunken. Da der Welthandel gegenüber 1914 überhaupt nicht 
gestiegen is t  ist der Leerlauf infolge des Konkurrenzkampfes ein 
gewaltiger. D ie vereinigte deutsche Schiffahrt wind bald große 
ausländische Konzentrationen im Gefolge haben, w as ein Aus
schalten der kleinen Konkurrenten mitsichbringen wird. Das Welt
proletariat als Arbeiter und Konsument ist der Leidtragende, wäh
rend das Wdtkapita! die Profite scheffdt.

Jtwäs d e n  S c x lrftc n
Bezirkskonferenz Rheinland-Westfalen.

Am Sonntag, den 23. März fand in Düsseldorf eine Bezirks
konferenz statt. Anwesend waren die Ortsgruppen Düsseldorf. 
Köln, Bom . Barmen. Nachrod und Vefcert. Entschuldigt hatte 
sich Ronsdorf.

Zuerst gab der Ddegjerte der ZA^-Sitzung den Bericht von 
derselben, woran sich d n e rege Diskussion schloß. Die Konferenz 
billigte einstimmig die Beschlüsse und Thesen der Z A-Sitzwg. 
Die sich daran anschließende Diskussion über organisatorische 
Fragen brachte manche Anregungen aus den Gruppen. Es wird 
besonders ein Organ der Union, welches zur besseren Propaganda 
unter den Proleten geeignet wäre, schwer vermißt. Die Genossen 
begrüßen deshalb den Versuch des Berliner Bezirks, wieder ein

All diese Tatsachen weisen darauf hin. daß die 
Klassen den Kopf zu verlieren beginnen. Diese Stimmung hat auf 
die Organe übergegriffen, mit deren Hilfe der Faschismus sdne  
Macht behauptet In erster Lin» spricht das Syndikat der Indu
striellen seine Unzufriedenhdt aus. zw eitens entspinnt sich in den 
Reihen der faschistischen Partei, trotz des mi'tärisehen Statuts, 
von dem sie geleitet wird, d n  Kampf und macht sich eine gewisse 
Ermüdung brdt, die nicht zu verbergen is t  Die Miliz ist nicht 
mehr das absolut sichere Werkzeug, an der Peripherie zeigt sich 
hier und da Empörung, besonders da. w o  sie  Kontakt mit den 
Massen gleicher sozialer Herkunft hat. In Pola (Istrien) weigerten 
sich zw ei Milizsoldaten, d ie zum  B estande der Exekutivabteilung  
gehörten, und die Vollstreckung des Todesurteils an W . Gar tan 
ausführen sollten, zu schließen. Auch in Florenz wurde 
nach den letzten Ereignissen, bei denen viele Faschisten verwundet 
wurden, der Befehl zur Mobilisierung der Schwarzhemden nur zun  
Teil befolgt. Die Faschisten, die in die Fabriken geschickt werden, 
um Kommunisten und Gegner des faschistischen Regimes auszu
spionieren. beginnen info!ge der Schwierigkeit der Lage in ihrer 
Energie nachzulassen. Immer mehr verlieren sie den Glauben 
an die Verheißungen des ..imperialistischen Morgens“ und sehen, 
daß die wirtschaftlichen Verhältnisse sich unablässig verschlechtern.
In vielen Fällen haben sich die Faschisten in den Fabriken aktiv 
gegen die Unternehmer und die Verwaltung gewandt In dieser 
Atmosphäre sind in den letzten vier Monate«“  überaus wichtige 
Ereignisse eingetreten. Ihre Wichtigkeit geht daraus hervor, daß 
sie auf eüe Erneuerung des Kampfes in jenen Städten und Dörfern 
Hinweisen, in denen in den letzten drd Jahren eine gewisse Pas
sivität zu beobachten war. Freilich diese Bewegumsen erfassen erst 
kleinere Massen und kleine Terratorien. Es drückt sich aber 
bereits in ihnen das Erwachen des Kampfgeistes der Massen aus.
Sie begegnen dnem  Apparat, der nicht mehr immer über die 
Enerige verfügt w ie vor einigen Jahren, zuweilen aber dnen neu
tralen Standpunkt ind  se i)st die offene Verbrüderung verzieht, wie sitxer Plat* 13. za  »enden, 
dies in Turin und Mailand während der letzten Unruhen ln den 
Fabriken der Fall war. Sehr wichtig ist auch, daß diese ersten Name:
Anzeichen des Erwachens in dnem  Augenblick hervortreten, wo 
die führenden Gruppen angesichts der Schwierigkeiten den Kopf O rt: 
verloren haben. Aus den Industriellenblättern ist diese Kopflosig
keit ersichtlich. Straß«:

Die Arbeitslosigkeit nimmt zu. e s  wird nur einige Tage in der 
Woche gearbeitet Die Rede Mussolinis am siebenten Jahrestag 
des Marsches auf Rom war ..grausam“, verriet aber Unsicherheit. 
Die Bauernaufstände in Dulmnna und anderen Orten fanden nach 
der ..grausamen“ Rede sta tt Die Konflikte zwischen den Arbeitern 
ind den Führern in den Fiat-Werken Lingotto in Turin, die Be
setzung der Büros durch die Arbeiter des W erkes Miani und 
Sdvestri ln Mailand, die öffentlichen Arbeitslosendemonstrationen 
in Emflia- und Genua, die Beschickung der Faschisten in Florenz, 
dte Massenbewegung in Venedig, all diese Episoden ind andere, 

^  hler n,cht aufzuzählen lohnt und noch andere, fiber die 
es keine Berichte g fc t  beweisen, daß die Arbdterschaft aus Oretn 
Zustande der Passivität herauszukommen strebt und daß dieses 
L , 1! ™  nicht die demagogischen Mittel des Jahre» 1927 
|?js 1928 gegen sich findet mit deren Hilfe d »  Faschismus die 
Gefahr einer Erneuerung des revolutionären Klassenkampfes ab
zuwenden suchte, um daß er deshalb zu den Mitteln einer scho
nungslosen Reaktion wird greifen müssen.

Hier sind naturgemäß nur die Tendenzen hervorgehoben wor- 
oen. die m d er  heutigen Situation hervortreten. Dies bedeutet 
allerdings nicht, daß der Faschisntis am Rande einer Katastrophe 
s td it  Der Faschismus ist noch nicht gebrochen. Er trifft ver
schiedene Maßnahmen, um der Situation „Herr“  zu werden Aber 
der Charakter der faschistischen Maßnahmen und Repressalien 
unterscheidet sich beute von den bisherigen. Die Krise Italiens 
schwört eine neue Massenbewegung herauf, die dem Faschismus 
die «rößten Schwierigkeiten bereiten und an seinem Bestände 
rütteln wird

Achtung! 3. Bezirk. Achtung!
Zwei V ortragsabende über das K oaaw aisiische M anifest 

Erster Abend am 7. April 1930. abends 7 3 0  Uhr. im Lokal von  
Cladow, M alpiaqnetstraße 24.

Am ersten  Abend werden behandelt: G eschichtliches b is  
zum M anifest Entstehung d e s  M anifestes. B ourgeoisie  und 
P roletariat

G ä s t e  w i l l k o m m e n !

*------------------- ----------------------
Den Genossen zur Kenntnis, daß in dieser W oche die Bei

träge für die 14. W oche fällig sind.
3 . Bezirk.

OeöentUcher Diskussionsabend am Frdtag. den 11. April 1930i 
im Lokal G ladow . Mal plaquetestr. 24

Thema: Einigungsfrage« der Knksrevohrtionären Arbeiter
bewegung. ADe linksgerichteten revolutionären Arbdter sind hier
mit eingeladen.

 ̂ '  I ' Der Bezirks-Ansschrt.

Ffk deb F m e f a t a *  tSmfm e h :  Ungenannt 5 ^ 0  Mk.. KAZ*» 
Leser W ien  20 Mk.; Oerbscfa. Berlin 5  Mk.; Ungenam t 5.20 Mk. 
a  H . A. 65 Mk.; X  X  X  10 Mk.; KAZ.-Leser Neukölln 1JS0 Mk. 
Ungenannt 3.20 Mk.; U . Chemnitz 2.—  Mk.; Ungenannt 9.—  Mk.
F. Hädicke, Magdeburg 1JB0 Mk.; 
15. Bezirk 10 Mk.

Franke, W riezen 1.—  Mk.

Grofi-1
H ^ 3L Bm H .

Jeden Freitag, abends 8 Uhr. im Lokal Gladow. Malptaquet- 
sftraße 24.

i .  B « M .
Jed en  2. and 4  F re itag  im M o n at abends 8 U hr. bei Refte» 

O ftsdtiner S traße SB.
' 14. Benkk.

Jeden  Freitag, abends 8 Uhr, bei Speisebecher, H erfurt-
straße 26.

• v ’ |£^ Bezirk.
Jeden  Freitag, nachm ittags 5 Uhr, bei Jahnke, Nieder

schöneweide, B rßckenstraße 3. - 
___ . Etedrfc»
Jeden  Freitag, abeads 8 Uhr, bei Kasche. Lichtenberg» 

M arktstraße 7.
r  21. Besbk.

Jeden 4. F reitag  h n  M onat abends 8 U hr. hei O tto  O ebeaer. 
Nowaw es. W allstraße.

N ow aw es.
Alle Freitag, abends 7J 0  Uhr. finden im  Lokat von O t t o -  

G e b a u e r ,  W allstr. 62, d ie Funktionärversam m lungen d e r  
Partei und Union statt

BBcfecr-;£ck«
Nene Bücher.

E w ers, ..Das neue G esetz  über Arbeitsverm ittlung und
Arbeitslosenversicherung“  . . . .  brosch. 0,30 M. 

Gabein. „Das Erbrecht in Sowjetrußland“ brosch. 1.90 M. 
Hotopp, „Fischkuter H. F. 13“  k a r t  3,—  M. Leinen 5,—  M. 
Höllein, „G ebärzwang und kein Ende“ (6. Auflage)

k a r t  3.—  M. Leinen 4,50 M. 
Heller. „Sibirien an ein anderes Amerika“

k a r t 3,50 M. Leinen 5,— M. 
Kersten, „Bism arck und seine Zeit“ ,

k a r t 4.—  M. Leinen 6.—  M. 
Lenin, „Ueber d ie  nationale Frage“. Teil II brosch. 1,—  M. 
M aslowski, „Gotteslästerung“ . . . .  brosch. 0 2 0  M. 
Pasche-O serski, „Strafe und Strafrecht in der Sow jet-

union . ... . • • • • • • • brosch. 3,—
Radö, „Arbeiteratlas“ B d .I, D er Imperialismus Leinen 10,—  M. 
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Berlin, 12. April 1930

der Kommunistischen Arbeiter-Partei Deutschlands

Es Ist £ in  beliebter Trick der Oppositionen, zu be- 
weisen, dafi gerade sie die efeendfcli richtige Ekki-Politik

Das Kabinett Brüning ist w eder in sich noch parla
mentarisch eingespielt. Es bat noch nicht die nötigerichtige Ekki-Politik raentansch eingespielt. Es hat noch nicht die nötige 

betreiben und nicht die „Linie“, Mit schlecht verhüllter Kompromißbasis gefunden. Es will sie auch noch nicht 
WoUust bnneen  die brandleristischen B lätter der KPC.- J*ndcn> weil e s  noch immer mit dem  Gedanken einer 
Opposition dteB eschlüsse des ZK. betreffend des „neuen“ des Artikel 48 RV. liebäugelt. Sein sehnlichster
Knrses in RnMand Sie erhoffen im stillen auch in den, W ünsch ist, unabhängig von den parlamentarischen
U h S S ü  P i na?  rechts- Marrailsky  «nd Mehrheiten ein eigenes Program m  zur R ettung der deut- 
der letzte Ekki-Bnef hatten die ietzi?e Ffihmmr «^hSrf. sehen W irtschaft aufzustellen und es dann durchzuführen.

Im Kabinett halten sich aber die parlam entarisch und  d ie  
antiparlam entansch eingestellten M itglieder d ie W age. 
U er Art. 48 ist für das Kapital auch d e r letzte Ausweg, 
n s  kann den Parlam entarism us als Herrschaftsmittel 
über die Arberteischaft noch nicht vollkommen klären.

j .  .  ,— “  *— io.  iTianuiiMvy uiiu
der letzte Ekki-Brief hätten die jetzige Führung schärf- 
s to js  verurteilt tmd die Linienpresse hätte alles unter
schlagen. Das Ekki sag t: . . . .  1 sogar eine Massen- 
erscheinung des Opportunismus in der P raxis der KP ist 
die Passivität d er P a r t e i m i t g l i e d e r .  An dieser 
Krankheit leiden die K P. aller_kapitalistischen Länder inZI? T r  L - ^erJLapitalistischen Länder in JJ>oer Arbeiterschaft noch nicht vollkommen klären
bedrohlichem Maße. Ihre größte Verbreitung und z w a r!0 «* Verkündung des Ausnahmezustandes, ohne die Vör

den schwersten Formen, findet diese Krankheit aussetzurur für den AiKn9hm M i> P h > .j______«_« ...in den schw ersten Formen, findet diese Krankheit wieder- 
v™1] 1 , , sch.“ Man erinnere sich, wie sich seiner
zeit das Ekki und die Guttmannfraktion auf die damalige

aussetzung für den Ausnahmezustand geschaffen zu
R n ^ " ’ w 5 *r  dem 00(1011 der stehenden
Bürgerblockparteien em zu gefährüches Experiment. Sie,a,e uim m anntralrtlon auf die damalige purgcroiockparteien ein zu gefährüches Experiment Sie 

^  p  Si Örzt£T’ Wd1 di6Se den P arteiverfalI fürchten dam it sich selbst d er auf dem  Boden’ der
J i l ! g , i e d e L Schob! E iner!ffch istischen  D iktatur stehenden P arte i auszuüefern. 

v e r m te f f  a a r  noch Akrobaten z u !D as Finanzkapital und weite Schichten des Industrie- 
Th®ater nochmals auf anderer f und ^ertigkapitals beffirehfeB-seftwere Konflikte im In- 

Stufenleiter wiederholt w erden? Oder w as soll ü b e r- lund Ausland, wenn es zur D iktatur d er grünen Front
a n s t e l k ^ r ^ w ä h r t ^ 11 i v l  ^ eine^emacht und kommt Diese Furcht um .den eigenen Profit veranlaßt
anstelle d er bew ährten „Imkesten Führung eine angeb- j s,e noch immer, an d e r  parlamentarischen Form  festzn

Traditi<?nen unbeschwerte, halten, damit sie ihrem Partner von der grünen Front

aus f r i s c h t  r e ^ S n ä r e n 'K r ä f t e n  S t ä n d e :  | K ^ l i t i o n ^ r ^ t ö n ^  ^

Ä Ä Ä v Ä
einc  A n se ,eg en h e i' M r Dr  ä m -

hofft woh, vergeblich. daß eineS T . e s  d a s ' Ä
------------------- --------- U I . I I U 3 0 « ,  W I I  U d U C I I  uciric

Arbeiterpolitik abonniert und sehen reumütig ein: nicht 
neue Kräfte sind nötig, sondern du, altes Haus, bist der 
rechte Mann.“ Er glaubt, einmal werde ihn das Ekki für 
d,e  Rettung und W eiterführung des IAV„ der Roten Qe- 
werkschaften, belohnen. Die Tschechoslowakei w ar 
außer Rußland und Frankreich das Land, wo die Roten 
uew erkschaffen eine zahlenmäßige Bedeutung hatten. In 
allen anderen Ländern predigten dié Leninisten ihr 

»Hinein in die reformistischen Gewerkschaften, und 
bestenfalls zog* man oppositionelle Gewerkschaftsersatz
gebilde auf, um die Mitglieder nach genügender Bear- 
beihmg wieder in den Mutterschoß der alten Gewerk-1 
Schaftsreaktion zurück zu führen. Selbständige Organi
sationen wie Industrieverbände oder Arbeiterunionen 
galten immer als antileninistisch und als ultralinks. So 
sehr nun die ministerialkommunistischen Brandlerianer 
und Neurathisten auch schreien mögen die „Linie“ sei 
ultraradikal, in Wirklichkeit w ar und ist sie genau so 
opportunistisch wie sie. Nur ihre Taktik ist verschieden. 
2 »  offizielle bolschewistische Parole war, daß die in- 
differenten und sympathisierenden Arbeiter in den IAV. 
gehören und daß die Kommunisten dagegen in die refor- 
nustischen Verbände eintreten müssen. Ohne phrasen- 
hafte Bemäntelung hieß das also — keinerlei revolutio
näre Klassenorganisationen schaffen! In dervTat bedeu- 
tete die echt leninistische Gewerkschaftsstrategie die 
Auslieferung d er Kommunisten in die Klauen der reak
tionären Gewerkschaftsapparatur und gleichzeitig eine 
Versumpfung der eigenen „revolutionär“ sein sollenden 
Organisationen. Von vornherein konnten diese Roten 
Gewerkschaften nichts anderes sein, als eben Gewerk- 
schaften — so wie die anderen auch. Als solche mußten 
sie das Gentersystem, die Bindung an den kapitalistischen

ö  " VT uciMaian. m it einem
W ort, die Sozialdemokratie ist für das Kapital noch 
immer koalitionsfähig.

. ., We.nn. sie augenblicklich außer Kurs gesetzt ist, so 
bleibt sie immer noch gut genug als Drohung gegenüber 
zu weitgehenden Forderungen des neuen landwirtschaft
lichen Bundesgenossen. W enn auch H err Scholz von d er 
Deutschen Volkspartei stolz erk lärt hat, & iß e r  nicht 

L  f? r . das Liebes w arben d er Sozialdemokratie 
empfänglich sei, so  bleiht e s  doch auffällig, daß die 
bürgerlichen Parteien die H errschaft der W eim arer Koa- 
htioii in Preußen weiterhin dulden und noch keinerlei

Maßnahmen zum Sturz der Preußenregierung getroffen 
Dl® Preußenregierung und die Koalition in 

Preußen sind für die herrschenden Schichten des deut
schen Kapitals, für das Finanzkapital und die Sozial
demokratie em notwendiger Rückhalt für e ine kommende 
parlamentarische Situation. Sie müssen außen diese poli-

WeÜ abso,ut W  Sicherheit begeht, daß mcht Fnckgestalten in die Außenpolitik ein- 
greiren.

Die vor dem Q ntritt in die Regierung von Schiele 
und Treviranus geäußerten Wünsche auf Revision der 
^ e[SVf rträge  ln^d€rc? ichtun*:’ daß « " e  vollkommene 
i w f ï f 1 f ege?  d'e Einfuhr von landwirtschaftlichen 
Produkten des Auslandes geschaffen w erden soll, bilden 
eine außerordentliche Gefahr für das Industriekapital, da 
diese Wunsche nur auf Kosten des industriellen Exports 
v e r g l i c h t  w erden können. Die bisherigen ZoUerhöhun- 
gen für landwirtschaftliche Produkte baben bereits teil- 
weise zu Boykottbewegungen gegen deutsche Industrie- 
prodf f l e  geführt. S n «  Erbötamg d er Agrarzölle ist 
gfeichbedCT.tomi »rf^t^ehffcr Sertknng dfer in duatrleHeA • 
bchutzzollmauern, da die Zustimmung des Auslandes 
zur Erhöhung d er Agrarzölle nur mit Zugeständnissen 
der Herabsetzung d er Einfuhrzölle für Industrieprodukte 
erkauft werden kann. D as Finanzkapital b a t daher starke 
Befürchtungen, daß d er Kurs des Kabinetts Brüning im 
Endergebnis keine Erleichterung fü r es bringen wird. 
Die Hufsaktion für die Landwirtschaft wird bei vorsich- 
Ü £ r . S9hä^ un«  “ K einer Milliarde Belastung für das 
s ta t is c h e  Pro letaria t angesetzt. Selbst wenn auf der 
anderen Seite Steuersenkungen, Herabsetzung d er So
z ia lis te n  gew ährt werden, so bedeutet die Verteurung 
des Lebensunterhaltes durch die Agrarzölle die praktische • 
Unmöglichkeit einer Herabsetzung d er Löhne zu er
reichen, weil eine w eitere Verringerung der Kaufkraft 
der Arbeiterschaft einen starken  Rückschlag für den 
A bsatz von Industrieprodukten bilden würde. D as In- 
dustriekapital ist ^b e r infolge der allgemeinen W irt
schaftskrise und d er dam it gesteigerten Konkurrenz auf 
dem W eltm arkt, die noch durch die Politik d er Erhöhung 
u fu  ,  rarz®^e verstä rk t wird, darauf angewiesen, durch 
hohe Inlandspreise sich einen Ausgleich für die niedrigen 
Exportpreise zu verschaffen. Ausschlaggebend ist noch 
weiterhin, daß d as  Industriekapital sich mit seiner jetzigen 
Politik in einen scharfen Gegensatz zur Arbeiterschaft 
bringt, ohne die Früchte dieser Offensive gegen die 
Arbeiterschaft ern ten  zu können.

D er Preis für die Einbeziehung der Landwirtschaft 
in die bürgerliche f r o n t  ist ihm teilweise noch zu hoch.
Die LiebesgabenpolTtik für das Agrarkapital bildet eine 
praktische Gefahr fflr die bisher ausschlaggebende Stel
lung des Finanzkapitals. Es tauscht für den gefügigen 
und zu allen Diensten bereiten sozialdemokratischen La
kaien einen Beteiligung forderfiden Kompagnon ein,

S taat mitmachen. Die Raten Gewerkschaften spalteten 
sich dann, indem die oppositionellen Rechten sich sagten: 
»W ir brauchen in  den kommunistischen Gewerkschaften 
keine kommunistischen Zellen, los von d er Parte i, die 
Partei bevormundet unsK! Die „Linie“  gründete dann 
sogen. Industrieverbände, die natürlich ebenfalls um das
Genfer System  sich bewarben und auch erhielten. Am 
23. M ärz’jedoch erschien gin Aufruf, ih dem  erklärt wird,• -if« J  3 ?  u ’ i"  oem  erw art wird, nun d e r NEP.-Bolschewismus auch den letzten Rest von 
niLtinnp ^  f r  müßten aus Unterstützungsorga- außem issiscben fcoten Gewericschaften in die Vergangen- 
nisationen zu Kampforganisationen w erden und sie heit hefnrrierf H » n n  n r »  n r u . l i  K L .S k*  k » . ________  o . l . ; . .nisationen zu Kampforganisationen w erden und sie 
müßten wirklich revolutionäre Führer von W irtschafts- 
kämpfen sein. Infolgedessga ste len  dto U n M m r U W i  
die Arbeftslosemmterstützwu: d a  Neurath glaubt nun 
wieder sagen zu können, fcas sei anarchistisch-ultndinks. 
Das ist ja schließlich sein Beruf, die Arbeiter sozialdemo- 
kratisch zu verblöden. Doch die W irklichkeit is t andere. 
W ill man die alte leninistische Taktik des Hineintreibens 
und der Unterstützung d *  sozialpatriotischen G ew erk
schaften u n g e h  i n d e  r |  praktizieren, dann muß das

könnte es auch anders sein? W elcher indifferente Ar
beiter wird in eine Gewerkschaft eintreten, die keine 
Unterstützung zahlt?  Nicht im Traume fällt es  ihm ein. 
Und für Kommunisten sind die roten Industrieverbände 
nicht da, denn es heißt doch seit jeher: Kommunisten 
gehören m die freien Gewerkschaften. Natürlich um sie 
zu erobern. Aber das kennt man schon . . . .  Damit hat 
nun d e r NEP.-Bolschewismus auch den letzten Rest von

. .  .  l4 ---------------------------------  K— u o u u  IMUU U<U> u a n n  m o j
W eiterhalten von Roten Verbänden lästig werden. W ie titulieren!

, .. .__. ,  , ,—,  ------- ui u ic  *ciKdii&cn
heit befördert, denn w as noch Heibt, kann nur ein Schein
dasein führen. Dnrcti.alleinige Nichtbeteiligung am Genter 
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